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AIXTRON SE
Herzogenrath

ISIN DE000A0WMPJ6 (WKN A0WMPJ) 
ISIN DE000A2LQHL9 (WKN A2LQHL)

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung

Wir laden hiermit die Aktionäre der AIXTRON SE 
mit dem Sitz in Herzogenrath zu der am

Mittwoch, den 16. Mai 2018, 
um 10:00 Uhr MESZ im
Hotel Pullman Aachen Quellenhof,
Monheimsallee 52,
52062 Aachen,

stattfindenden 

ordentlichen Hauptversammlung 

ein.

Einladung
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  I. Tagesordnung
 
1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der  

AIXTRON SE zum 31. Dezember 2017 und des Lagebe-
richts für das Geschäftsjahr 2017, des gebilligten Kon-
zernabschlusses zum 31. Dezember 2017, des Konzern-
lageberichts für das Geschäftsjahr 2017 und des Berichts 
des Aufsichtsrats sowie des erläuternden Berichts des Vor-
stands zu den Angaben nach §§ 289a Abs. 1, 315a Abs. 1 
des Handelsgesetzbuchs 

	 Diese Unterlagen sind von der Einberufung der Hauptver-
sammlung an auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.aixtron.com/hv abrufbar. Sie werden auch in der Haupt-
versammlung zugänglich gemacht und dort erläutert. Der Auf-
sichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss 
und den Konzernabschluss gebilligt und den Jahresabschluss 
damit gemäß § 172 AktG festgestellt. Entsprechend den ge-
setzlichen Bestimmungen ist daher zu Tagesordnungspunkt 1  
keine Beschlussfassung vorgesehen. Der Bilanzverlust zum  
31. Dezember 2017 wird auf neue Rechnung vorgetragen; es 
wird keine Dividende für das Geschäftsjahr 2017 gezahlt.  

2.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Vorstands der AIXTRON SE für das Geschäftsjahr 2017 

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 
2017 amtierenden Mitgliedern des Vorstands der AIXTRON SE 
für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Aufsichtsrats der AIXTRON SE für das Geschäftsjahr 2017 

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 
2017 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats der AIXTRON SE 
für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

4. 	 Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers und 
des Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2018  

	 Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungs-
ausschusses vor, die Deloitte GmbH Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft, Düsseldorf, zum Abschlussprüfer und Konzernab-
schlussprüfer für das Geschäftsjahr 2018 zu wählen. 

5. 	 Beschlussfassung über die Billigung des Systems zur Ver-
gütung der Mitglieder des Vorstands

	 Gemäß § 120 Abs. 4 AktG kann die Hauptversammlung über 
die Billigung des Systems zur Vergütung der Vorstandsmit-
glieder beschließen. Zuletzt hat die Hauptversammlung der 
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AIXTRON SE vom 23. Mai 2013 das derzeit geltende Vorstands-
vergütungssystem gebilligt. Nun soll der Hauptversammlung 
erneut Gelegenheit gegeben werden, über die Billigung des 
Systems zur Vergütung der Vorstandsmitglieder zu beschlie-
ßen.

Der Aufsichtsrat hält das aktuelle Vergütungssystem des Vor-
stands sowohl was die Höhe der Vergütung als auch die Ver-
gütungsstruktur anbelangt, für angemessen. Zur Einschät-
zung der Angemessenheit der Höhe der Vergütung hat der 
Aufsichtsrat sowohl in einem horizontalen Marktvergleich 
als auch einem vertikalen Vergleich innerhalb des Unterneh-
mens durchgeführt. Das System beinhaltet sowohl transparent 
dargestellte kurzfristige (variable Vergütung in bar) als auch 
langfristige Anreize (variable Vergütung in Aktien mit einer 
Wartezeit von drei Jahren sowie Aktienoptionen). Es gibt kei-
ne darüber hinaus vereinbarten Sondergratifikationen oder 
Anreize. Das Vergütungssystem enthält keine expliziten Claw-
back-Regelungen da bei vorsätzlichen Pflichtverletzungen des 
Vorstands im deutschen Zivil- und Aktienrecht bereits umfas-
sende Schadenersatzpflichten geregelt sind.

Das derzeit geltende Vergütungssystem für die Vorstandsmit-
glieder der Gesellschaft ist ausführlich im Vergütungsbericht 
dargestellt, der als Teil des Konzernlageberichts im Geschäfts-
bericht 2017 abgedruckt ist. Der Vergütungsbericht mit den 
Angaben zur Vergütung des Vorstands ist damit auch Bestand-
teil der unter Tagesordnungspunkt 1 genannten Unterlagen, 
die von der Einberufung der Hauptversammlung an auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.aixtron.com/hv ab-
rufbar sind und auch in der Hauptversammlung zugänglich 
gemacht werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, das bestehende  
System zur Vergütung der Mitglieder des Vorstands der  
AIXTRON SE zu billigen. 

6.	 Beschlussfassung über die Verkleinerung des Aufsichtsra-
tes auf fünf Mitglieder und entsprechende Satzungsände-
rung

Angesichts der Größe und der Geschäftstätigkeit des Unter-
nehmens sowie des Kompetenzprofils des Aufsichtsrats, der 
auch in der zukünftigen Zusammensetzung über Sachverstand 
in den Bereichen Technologie, Finanzen/Rechnungslegung, 
Kapitalmarkt sowie Strategie und Unternehmensführung ver-
fügt, schlägt die Verwaltung die Verkleinerung von sechs auf 
fünf Mitglieder vor.

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich derzeit gemäß  
Art. 40 Abs. 2, Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des 
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Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen 
Gesellschaft (SE) („SE-Verordnung“), § 17 SE-Ausführungsgesetz 
und § 11 Abs. 1 der Satzung aus sechs von der Hauptversamm-
lung zu wählenden Mitgliedern zusammen, wobei die Haupt-
versammlung gemäß der aktuellen Satzungsfassung auch eine 
andere durch drei teilbare Anzahl von Aufsichtsratsmitgliedern 
bestimmen kann. Der Aufsichtsrat der AIXTRON SE ist nicht 
mitbestimmt. Die Amtszeit eines der derzeit amtierenden Mit-
glieder des Aufsichtsrats, nämlich von Herrn Prof. Dr. Rüdiger 
von Rosen, endet mit Beendigung der am 16. Mai 2018 statt-
findenden ordentlichen Hauptversammlung als derjenigen 
Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäfts-
jahr 2017 beschließt.

Durch die Änderung des § 95 Satz 3 AktG im Zuge der „Aktien- 
rechtsnovelle 2016“ ist das vormals bestehende Erfordernis 
der Dreiteilbarkeit der Mitgliederanzahl des mitbestimmungs-
freien Aufsichtsrates für die Aktiengesellschaft entfallen, was 
durch das Abschlussprüfungsreformgesetz vom 10. Mai 2016 
auch für die SE in § 17 Abs. 1 Satz 3 SE-Ausführungsgesetz  
entsprechend nachgezogen wurde. Es soll nun der Aufsichts- 
rat der Gesellschaft von derzeit sechs auf zukünftig fünf Mit-
glieder verkleinert und hierzu die Satzung der Gesellschaft ent-
sprechend geändert werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu beschließen:

§ 11 Ziffer 1 der Satzung der Gesellschaft wird geändert und 
wie folgt neu gefasst: 

	 „1.	 Der Aufsichtsrat besteht aus 5 (fünf ) Mitgliedern.“

7. 	 Beschlussfassung über die Änderung der Satzung zur An-
passung der Aufsichtsratsvergütung (§ 17 Ziffer 3, 4 und 5 
der Satzung)

Um die erforderliche unabhängige Kontrollfunktion des Aufsichts-
rats im Sinne einer guten Unternehmensführung zu gewährleisten, 
schlägt der Aufsichtsrat eine Anpassung seines Vergütungssystems 
unter vollständigem Verzicht auf eine variable Vergütung vor. Die 
Aufsichtsratsvergütung soll angepasst werden, um den erhöhten 
Anforderungen an die Aufsichtsratstätigkeit sowie den Entwick-
lungen bei Aufsichtsratsvergütungen Rechnung zu tragen und um 
weiterhin qualifizierte Kandidaten für den Aufsichtsrat gewinnen 
zu können. Die Höhe der vorgeschlagenen Vergütungskomponen-
ten ist nach Einschätzung der Verwaltung gegenüber vergleich- 
baren Unternehmen sowohl marktüblich als auch angemessen.

Die aktuelle, von der Hauptversammlung vom 19. Mai 2011 
beschlossene Regelung zur Aufsichtsratsvergütung in § 17 
Ziffer 3 bis 5 der Satzung der Gesellschaft sieht derzeit für die 
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Mitglieder des Aufsichtsrates neben der Erstattung ihrer Ausla-
gen (einschließlich der ggfs. auf ihre Aufsichtsratsbezüge oder 
ihre Auslagen entfallenden Umsatzsteuer) eine jährliche Ver-
gütung in Höhe von EUR 25.000,00 vor, wobei der Vorsitzende 
das Dreifache und der stellvertretende Vorsitzende das Einein-
halbfache erhält. Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten als nach 
oben begrenzte variable Vergütung insgesamt 1 Prozent des 
Bilanzgewinns der Gesellschaft, vermindert um einen Betrag 
von 4 Prozent der auf das Grundkapital geleisteten Einlage. Der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält 6/17, der stellvertretende 
Vorsitzende 3/17 und ein Mitglied des Aufsichtsrats 2/17 der 
variablen Vergütung. Die Höhe der variablen Vergütung wird 
auf das Vierfache der Festvergütung je Aufsichtsratsmitglied 
begrenzt. Ferner erhalten Ausschussmitglieder ein Sitzungs-
geld in Höhe von EUR 2.000 für die Teilnahme an einer Aus-
schusssitzung; dabei erhält der Vorsitzende des Ausschusses 
das Dreifache dessen. Das Sitzungsgeld wird in der Summe 
pro Jahr je Aufsichtsratsmitglied auf das Eineinhalbfache der 
jeweiligen festen Vergütung dieser Person beschränkt. Die Ge-
sellschaft übernimmt Versicherungsprämien, die für eine Haft-
pflicht- und Rechtsschutzversicherung zur Abdeckung von 
Haftungsrisiken aus der Aufsichtsratstätigkeit für die Mitglieder 
des Aufsichtsrats geleistet werden, sowie die darauf zu zahlen-
de Versicherungssteuer.

Nunmehr soll die Aufsichtsratsvergütung auf eine reine Fest-
vergütung unter Entfall einer variablen Vergütung sowie der 
Zahlung von Sitzungsgeldern geändert werden. Die Mitglieder 
des Aufsichtsrates sollen neben der Erstattung ihrer Auslagen 
(einschließlich der ggfs. auf ihre Aufsichtsratsbezüge oder ihre 
Auslagen entfallenden Umsatzsteuer) eine jährliche Vergütung 
in Höhe von EUR 60.000,00 erhalten, wobei der Vorsitzende 
das Dreifache und der stellvertretende Vorsitzende das Ein-
einhalbfache erhält. Ferner soll der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses eine zusätzliche jährliche Vergütung in Höhe von  
EUR 20.000,00 erhalten. Entsprechend der bisherigen Rege-
lung soll die Gesellschaft Versicherungsprämien, die für eine 
Haftpflicht- und Rechtsschutzversicherung zur Abdeckung 
von Haftungsrisiken aus der Aufsichtsratstätigkeit für die Mit-
glieder des Aufsichtsrats geleistet werden, sowie die darauf zu 
zahlende Versicherungssteuer, übernehmen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu beschließen:

	 a)	 § 17 Ziffern 3, 4 und 5 der Satzung der Gesellschaft werden 
geändert und wie folgt neu gefasst:

		  „3.	 Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben der Er-
stattung ihrer Auslagen (einschließlich der ggf. auf ihre 
Aufsichtsratsbezüge oder ihre Auslagen entfallenden 
Umsatzsteuer) eine jährliche Vergütung in Höhe von 
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EUR 60.000,00, wobei der Vorsitzende das Dreifache 
und der stellvertretende Vorsitzende das Eineinhalb- 
fache erhält. Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses  
erhält eine zusätzliche jährliche Vergütung in Höhe von 
EUR 20.000,00.

		  4.	 Die Mitglieder des Aufsichtsrats, die nur während eines 
Teils des Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat angehö-
ren oder den Vorsitz oder stellvertretenden Vorsitz im 
Aufsichtsrat oder Prüfungsausschuss führen, erhalten 
zeitanteilig ein Zwölftel der Vergütung nach vorstehen-
dem § 17 Ziffer 3 für jeden angefangenen Monat der 
entsprechenden Tätigkeit im Aufsichtsrat.

		  5.	 Die Gesellschaft übernimmt Versicherungsprämien, die 
für eine Haftpflicht- und Rechtsschutzversicherung zur 
Abdeckung von Haftungsrisiken aus der Aufsichtsratstä-
tigkeit für die Mitglieder des Aufsichtsrats geleistet wer-
den, sowie die darauf zu zahlende Versicherungssteuer.“

	 b)	 Die gemäß vorstehender lit. a) beschlossene Neuregelung 
der Aufsichtsratsvergütung findet erstmals Anwendung für 
das gesamte Geschäftsjahr, in dem die unter lit. a) beschlos- 
sene Satzungsänderung wirksam wird.

8. 	 Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden 
und Erteilung einer neuen Ermächtigung zum Erwerb 
eigener Aktien auch unter Ausschluss eines Andienungs-
rechts und zu deren Verwendung auch unter  Ausschluss 
des Bezugsrechts sowie Ermächtigung zur Einziehung er-
worbener eigener Aktien und Kapitalherabsetzung

Insbesondere zur Bedienung aktienbasierter Vergütungs- oder 
Belegschaftsaktienprogramme für Mitarbeiter und/oder Vorstand 
soll dem Unternehmen weiterhin ermöglicht werden, eigene  
Aktien zu erwerben.

Die Hauptversammlung vom 14. Mai 2014 hat unter Tagesord-
nungspunkt 5 eine Ermächtigung zum Erwerb und zur Ver-
wendung eigener Aktien beschlossen. Von der Ermächtigung 
wurde insgesamt in Höhe von 59.647 Aktien Gebrauch ge-
macht, um Verpflichtungen aus einer Vergütungsvereinbarung 
eines ehemaligen Vorstands zu erfüllen. Die Ermächtigung 
besteht bis zum 13. Mai 2019 und läuft damit noch vor dem 
für die ordentliche Hauptversammlung im Jahr 2019 vorgese-
henen Datum ab. Daher soll zur Wahrung der Flexibilität be-
züglich des Erwerbs und der Verwendung eigener Aktien unter 
Aufhebung der bestehenden Ermächtigung vom 14. Mai 2014 
erneut eine Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung 
eigener Aktien nach § 78 Abs. 1 Nr. 8 AktG mit der Möglichkeit 
zum Ausschluss des Bezugsrechts beschlossen werden.
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Die Gesellschaft hält zum Zeitpunkt der Einberufung 1.122.358 
eigene Aktien.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss 
zu fassen: 

	 a)	 Die von der Hauptversammlung vom 14. Mai 2014 unter 
Tagesordnungspunkt 5 erteilte Ermächtigung zum Erwerb 
und zur Verwendung eigener Aktien wird für die Zeit ab 
Wirksamwerden der nachfolgenden neuen Ermächtigung 
aufgehoben und ersetzt. 

	 b)	 Die Gesellschaft wird gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG er- 
mächtigt, im Rahmen der gesetzlichen Grenzen bis zum  
15. Mai 2023 eigene Aktien der Gesellschaft im Umfang 
von bis zu insgesamt 10 Prozent des zum Zeitpunkt der 
Beschlussfassung oder – falls dieser Wert geringer ist – des 
zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung beste-
henden Grundkapitals zu erwerben. Dabei dürfen auf die 
aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien zusam-
men mit anderen eigenen Aktien, die sich im Besitz der 
Gesellschaft befinden oder ihr nach den §§ 71a ff. AktG zu-
zurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 Prozent 
des Grundkapitals entfallen. Die Ermächtigung darf von 
der Gesellschaft nicht zum Zweck des Handels in eigenen  
Aktien genutzt werden. 

	 c)	 Die Ermächtigung unter lit. b) kann ganz oder in Teilbeträ-
gen, einmal oder mehrmals, in Verfolgung eines oder meh-
rerer Zwecke durch die Gesellschaft ausgeübt werden. Sie 
darf auch durch von der Gesellschaft abhängige oder im 
unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz der Ge-
sellschaft stehende Gesellschaften oder durch von ihr oder 
diesen beauftragte Dritte ausgeübt werden.

	 d)	 Der Erwerb von eigenen Aktien darf nach Wahl des Vor-
stands (1) über die Börse oder (2) mittels eines an alle 
Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots der Ge-
sellschaft bzw. mittels einer öffentlichen Aufforderung zur 
Abgabe eines solchen Angebots erfolgen. 

		  (1)	 Im Falle des Erwerbs über die Börse darf der von der 
Gesellschaft gezahlte Gegenwert je Aktie der AIXTRON SE 
(ohne Erwerbsnebenkosten) den durchschnittlichen 
Schlusskurs einer Aktie der AIXTRON SE im XETRA-Han-
delssystem oder einem vergleichbaren Nachfolgesys-
tem an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten 
drei Börsenhandelstagen vor der Verpflichtung zum 
Erwerb der Aktien um nicht mehr als 10 Prozent über- 
und nicht mehr als 20 Prozent unterschreiten. Die nä-
here Ausgestaltung des Erwerbs bestimmt der Vorstand 
der Gesellschaft.
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		  (2)	 Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot 
der AIXTRON SE bzw. eine öffentliche Aufforderung 
zur Abgabe eines Kaufangebots, dürfen der gebotene 
Kaufpreis oder die Grenzwerte der Kaufpreisspanne  
je Aktie der AIXTRON SE (ohne Erwerbsnebenkos-
ten) den Durchschnitt der Schlusskurse der Aktie der  
AIXTRON SE im XETRA-Handelssystem oder einem ver-
gleichbaren Nachfolgesystem an der Frankfurter Wert-
papierbörse an den letzten drei Börsenhandelstagen 
vor dem Tag der Veröffentlichung des Kaufangebots 
bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines 
Kaufangebots um nicht mehr als 10 Prozent über- und 
nicht mehr als 20 Prozent unterschreiten. Die näheren 
Einzelheiten der Ausgestaltung des Angebots bzw. der 
an die Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung 
zur Abgabe von Kaufangeboten an Aktionäre bestimmt 
der Vorstand der Gesellschaft.

			   Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines Kaufan-
gebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abga-
be eines Kaufangebots erhebliche Kursabweichungen 
vom gebotenen Kaufpreis oder den Grenzwerten der 
Kaufpreisspanne, so kann das Angebot bzw. die Auffor-
derung zur Abgabe eines solchen Angebots angepasst 
werden. In diesem Fall wird auf den Durchschnitt der 
Schlusskurse an den letzten drei Börsenhandelstagen 
vor der Veröffentlichung einer etwaigen Anpassung 
abgestellt. Das Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur 
Abgabe eines solchen Angebots kann neben der Mög-
lichkeit zur Anpassung des Kaufpreises bzw. der Kauf-
preisspanne eine Annahme- bzw. Angebotsfrist und 
weitere Bedingungen vorsehen. 

			   Sofern die Anzahl der zum Kauf angedienten bzw. an-
gebotenen AIXTRON-Aktien das vorhandene Rückkauf-
volumen überschreitet, kann unter insoweit partiellem 
Ausschluss eines eventuellen Andienungsrechts der 
Erwerb nach dem Verhältnis der angedienten bzw. an-
gebotenen Aktien je Aktionär erfolgen. Ebenso können 
eine bevorrechtigte Berücksichtigung bzw. Annahme 
geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück zum Erwerb an-
gebotener Aktien je Aktionär sowie eine Rundung nach 
kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden. 

	 e)	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats eigene Aktien der Gesellschaft, die aufgrund der 
vorstehenden Ermächtigung oder aufgrund einer früher 
erteilten Ermächtigung oder in sonstiger Weise erworben 
wurden bzw. werden, über die Börse oder durch Angebot 
an alle Aktionäre im Verhältnis ihrer Beteiligungsquoten zu 
veräußern. Darüber hinaus dürfen die aufgrund der vorste-
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henden Ermächtigung oder aufgrund einer früher erteilten 
Ermächtigung oder in sonstiger Weise erworbenen Aktien 
der Gesellschaft zu allen gesetzlich zulässigen Zwecken, 
insbesondere auch wie folgt verwendet werden: 

		  (1)	 Sie können zur Erfüllung der Verpflichtungen der Ge-
sellschaft aus dem in der Hauptversammlung vom  
22. Mai 2007 zu Tagesordnungspunkt 10 beschlosse-
nen AIXTRON-Aktienoptionsprogramm 2007 sowie 
dem in der Hauptversammlung am 16. Mai 2012 zu 
Tagesordnungspunkt 8 beschlossenen Aktienoptions-
programms 2012 angeboten und übertragen werden. 
Auf die Angaben gemäß § 193 Abs. 2 Nr. 4 AktG in dem 
Beschluss zu Tagesordnungspunkt 10 der Hauptver-
sammlung vom 22. Mai 2007 sowie in dem Beschluss 
zu Tagesordnungspunkt 8 der Hauptversammlung vom 
16. Mai 2012 wird verwiesen. Soweit eigene Aktien 
Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft übertragen 
werden sollen, liegt die Zuständigkeit beim Aufsichtsrat 
der Gesellschaft.

		  (2)	 Sie können an Dritte gegen Barleistung zu einem Preis 
veräußert werden, der den Börsenpreis von Aktien der 
Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der 
Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. In diesem 
Fall darf die Anzahl der zu veräußernden Aktien insge-
samt 10 Prozent des Grundkapitals zum Zeitpunkt der 
Beschlussfassung der heutigen Hauptversammlung 
oder – falls dieser Betrag geringer ist – 10 Prozent des 
Grundkapitals zum Zeitpunkt der Veräußerung der 
Aktien der Gesellschaft nicht überschreiten. Auf diese 
Begrenzung von 10 Prozent des Grundkapitals sind 
diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts in direkter oder entsprechender Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder verwendet 
werden. Ferner sind auf diese Begrenzung auf 10 Pro-
zent des Grundkapitals diejenigen Aktien anzurech-
nen, die zur Bedienung von Options- und/oder Wan-
delschuldverschreibungen ausgegeben werden oder 
auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung in entspre-
chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter 
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. 

		  (3)	 Sie können zur Erfüllung von Verpflichtungen aus 
Schuldverschreibungen mit Options- und/oder Wand-
lungsrechten bzw. Options- und/oder Wandlungs-
pflichten verwendet werden, die von der Gesellschaft 
und/oder durch von der Gesellschaft abhängige oder 
im unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz der 
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Gesellschaft stehenden Gesellschaften ausgegeben 
werden. 

		  (4)	 Sie können gegen Vermögensgegenstände einschließ-
lich Forderungen gegen die Gesellschaft ausgegeben 
werden, insbesondere im Rahmen von Unternehmens-
zusammenschlüssen oder im Zusammenhang mit dem 
Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Unternehmensbeteiligungen.

		  (5)	 Sie können im Zusammenhang mit aktienbasierten 
Vergütungs- bzw. Belegschaftsaktienprogrammen Mit- 
arbeitern der Gesellschaft oder mit der Gesellschaft ver-
bundener Unternehmen sowie Organmitgliedern von 
mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen ange-
boten oder zugesagt bzw. übertragen werden. 

		  (6)	 Sie können als Bestandteil der variablen Vergütung in 
Erfüllung jeweils geltender Vergütungsvereinbarungen 
an Mitglieder des Vorstands ausgegeben werden. In 
diesem Fall liegt die Zuständigkeit beim Aufsichtsrat 
der AIXTRON SE und diese Ermächtigung gilt für den 
Aufsichtsrat. 

		  (7)	 Sie können eingezogen werden, ohne dass die Einzie-
hung oder ihre Durchführung eines weiteren Haupt-
versammlungsbeschlusses bedarf. Der Vorstand kann 
bestimmen, dass das Grundkapital bei der Einziehung 
herabgesetzt wird; in diesem Fall ist der Vorstand er-
mächtigt, das Grundkapital um den auf die eingezoge-
nen Aktien entfallenden anteiligen Betrag des Grund-
kapitals herabzusetzen und die Angabe der Zahl der 
Aktien und des Grundkapitals in der Satzung entspre-
chend anzupassen. Der Vorstand kann auch bestim-
men, dass das Grundkapital bei der Einziehung unver-
ändert bleibt und sich stattdessen durch die Einziehung 
der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß 
§ 8 Abs. 3 AktG erhöht. Der Vorstand ist in diesem Fall 
auch ermächtigt, die Angabe der Zahl der Aktien in der 
Satzung anzupassen. 

	 f )	 Das Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit ausgeschlos-
sen, als eigene Aktien gemäß den vorstehenden Ermächti-
gungen unter lit. e) (1) bis (6) verwendet werden. Darüber 
hinaus wird der Vorstand ermächtigt, bei einer Veräußerung 
erworbener eigener Aktien durch Angebot an die Aktionä-
re mit Zustimmung des Aufsichtsrats den Inhabern bzw. 
Gläubigern von Schuldverschreibungen mit Wandel- und/
oder Optionsrechten bzw. entsprechenden Wandlungs- 
und/oder Optionspflichten, die von der Gesellschaft oder 
durch von der Gesellschaft abhängige oder im unmittel-
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baren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz der Gesellschaft 
stehende Gesellschaften ausgegeben werden, ein Bezugs-
recht auf die Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es 
ihnen nach Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts 
bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflicht 
zustünde; in diesem Umfang wird das Bezugsrecht der  
Aktionäre ausgeschlossen. 

	 g) 	 Die vorstehenden Ermächtigungen unter lit. e) und lit. f ) 
Satz 2 können ganz oder teilweise, einmal oder mehrmals, 
einzeln oder gemeinsam, durch die Gesellschaft ausge-
nutzt werden, die Ermächtigungen unter lit. e) (1) bis (5) 
und lit. f ) Satz 2 auch durch von der Gesellschaft abhängi-
ge oder im unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbe-
sitz der Gesellschaft stehende Gesellschaften oder durch 
auf deren Rechnung oder auf Rechnung der Gesellschaft 
handelnde Dritte. Soweit Aktien gemäß der Ermächtigung 
nach lit. e) (4) als Gegenleistung verwendet werden, kann 
dies auch in Kombination mit anderen Formen der Ge-
genleistung geschehen. Erworbene eigene Aktien können 
auch auf von der Gesellschaft abhängige oder im unmit-
telbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz der Gesellschaft 
stehende Gesellschaften übertragen werden.

 9. 	Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden 
Genehmigten Kapitals 2014 gemäß § 4 Ziffer 2.1 der Sat-
zung und die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapi-
tals 2018 mit der Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-
schluss sowie die entsprechende Satzungsänderung 

Um insbesondere im internationalen, teils sehr dynamischen 
Markt- und Wettbewerbsumfeld jederzeit über adäquate und fle-
xible Finanzierungsmöglichkeiten zu verfügen, schlagen Vorstand 
und Aufsichtsrat der Hauptversammlung die Schaffung eines ge-
nehmigten Kapitals in angemessener Höhe vor. Beim Ausschluss 
des Bezugsrechts gegen Bareinlagen beschränkt sich die Gesell-
schaft auf bis zu 10 Prozent und insgesamt über alle Maßnahmen 
auf maximal 20 Prozent des Grundkapitals wie nachfolgend im 
Einzelnen beschrieben. Wie auch in der Vergangenheit, werden 
Vorstand und Aufsichtsrat vor Durchführung einer Kapitalmaß-
nahme die Interessen der Anteilseigner als auch die der Gesell-
schaft sehr sorgfältig abwägen. Die Hauptversammlung vom  
14. Mai 2014 hat unter Tagesordnungspunkt 6 ein genehmigtes 
Kapital in Höhe von EUR 45.883.905,00 beschlossen (Genehmig- 
tes Kapital 2014, § 4 Ziffer 2.1 der Satzung). Dieses Genehmigte 
Kapital 2014 wurde bislang noch nicht ausgenutzt; es besteht  
allerdings nur noch bis zum 13. Mai 2019 und läuft damit noch  
vor dem für die ordentliche Hauptversammlung im Jahr 2019 vor-
gesehenen Datum ab.
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Vorstand und Aufsichtsrat halten es vor diesem Hintergrund 
und aus oben genannten Gründen für angezeigt, das Geneh-
migte Kapital 2014 aufzuheben und bereits jetzt ein neues 
Genehmigtes Kapital 2018 mit der Möglichkeit zum Bezugs-
rechtsausschluss zu schaffen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

	 a)	 Die von der Hauptversammlung vom 14. Mai 2014 unter  
Tagesordnungspunkt 6 erteilte Ermächtigung des Vor-
stands zur Erhöhung des Grundkapitals durch Ausgabe 
neuer Aktien gemäß § 4 Ziffer 2.1 der Satzung (Genehmig-
tes Kapital 2014) wird unter gleichzeitiger Aufhebung des  
§ 4 Ziffer 2.1 der Satzung aufgehoben. 

	 b)	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum  
15. Mai 2023 einmalig oder in Teilbeträgen um insge-
samt bis zu EUR 45.944.218,00 durch Ausgabe neuer, auf 
den Namen lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2018). 
Bei Bareinlagen können die neuen Aktien vom Vorstand 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch von einem oder 
mehreren Kreditinstituten bzw. einem anderen die Voraus-
setzungen des § 186 Abs. 5 Satz  1 AktG erfüllenden Un-
ternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, 
sie ausschließlich den Aktionären zum Bezug anzubieten 
(mittelbares Bezugsrecht). Grundsätzlich ist den Aktionären 
ein Bezugsrecht einzuräumen. Der Vorstand wird jedoch 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be- 
zugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 

		  -	 um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen;

		  -	 wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt 
und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsen-
preis der bereits börsennotierten Aktien zum Zeitpunkt 
der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrages, 
die möglichst zeitnah zur Platzierung der Aktien erfol-
gen soll, nicht wesentlich unterschreitet. Die Anzahl 
der unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß §  186  
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien darf insgesamt 
10 Prozent des Grundkapitals nicht überschreiten, und 
zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im 
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf die-
se Zahl sind Aktien anzurechnen, die aufgrund Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen ausgegeben 
werden oder auszugeben sind, sofern die Schuldver-
schreibungen während der Laufzeit dieser Ermächti-
gung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausge-



Tagesordnung

14 

geben werden; ferner sind auf diese Zahl Aktien anzu-
rechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden; 

		  -	 soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern 
von Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. ent-
sprechender Options- und/oder Wandlungspflichten 
aus Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft 
und/oder durch von der Gesellschaft abhängige oder 
im unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz 
der Gesellschaft stehende Gesellschaften ausgegeben 
wurden oder werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang 
zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung ihres Op-
tions- und/oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung 
der Options- und/oder Wandlungspflicht zustünde; 

		  -	 wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen er-
folgt, zur Gewährung von Aktien im Rahmen von Un-
ternehmenszusammenschlüssen oder zum Zweck 
des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, 
Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Vermö-
gensgegenständen;

		  -	 um neue Aktien bis zu einem anteiligen Betrag des 
Grundkapitals von insgesamt EUR 3.387.741,00 als Be-
legschaftsaktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder 
verbundener Unternehmen i.S.d. §§ 15 ff. AktG auszu-
geben.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte 
und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Der 
Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung ent-
sprechend der jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten 
Kapitals 2018 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist zu 
ändern. 

Diese Ermächtigung ist insoweit beschränkt, als nach Aus-
übung der Ermächtigung die Summe der unter diesem 
genehmigten Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts 
ausgegebenen Aktien 20 Prozent des zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Ermächtigung bzw. – falls dieser Wert 
geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Er-
mächtigung bestehenden Grundkapitals nicht übersteigen 
darf. Auf diese 20 Prozent-Grenze sind auch eigene Aktien 
anzurechnen, die während der Laufzeit der vorstehenden 
Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss veräußert 
werden, sowie solche Aktien, die während der Laufzeit der 
vorstehenden Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss 
aus einem etwaigen anderen genehmigten Kapital aus-
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gegeben werden; ferner sind solche Aktien anzurechnen, 
die infolge einer Ausübung von Schuldverschreibungen 
beigefügten Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. 
Options-/Wandlungspflichten auszugeben sind, soweit die 
zugehörigen Schuldverschreibungen während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
ausgegeben werden.

 
	 c)  	§ 4 Ziffer 2.1 der Satzung wird mit Wirksamwerden dieses 

Beschlusses durch Eintragung in das Handelsregister wie 
folgt neu gefasst:

			   Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum  
15. Mai 2023 einmalig oder in Teilbeträgen um insge-
samt bis zu EUR 45.944.218,00 durch Ausgabe neuer, 
auf den Namen lautender Stückaktien gegen Bar- und/
oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 
2018). Bei Bareinlagen können die neuen Aktien vom 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch von 
einem oder mehreren Kreditinstituten bzw. einem 
anderen die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 
AktG erfüllenden Unternehmen mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie ausschließlich den Aktionä-
ren zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 
Grundsätzlich ist den Aktionären ein Bezugsrecht ein-
zuräumen. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der  
Aktionäre auszuschließen, 

			   -	 um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszuneh-
men;

			   -	 wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen er-
folgt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien 
den Börsenpreis der bereits börsennotierten Ak-
tien zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung 
des Ausgabebetrages, die möglichst zeitnah zur 
Platzierung der Aktien erfolgen soll, nicht wesent-
lich unterschreitet. Die Anzahl der unter Ausschluss 
des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegebenen Aktien darf insgesamt 10 Prozent 
des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar 
weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im 
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf 
diese Zahl sind Aktien anzurechnen, die aufgrund 
Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen 
ausgegeben werden oder auszugeben sind, sofern 
die Schuldverschreibungen während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung in entsprechender Anwen-
dung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss 

„2.1
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des Bezugsrechts ausgegeben werden; ferner sind 
auf diese Zahl Aktien anzurechnen, die während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung in direkter oder 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG ausgegeben oder veräußert werden; 

			   -	 soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläu-
bigern von Options- und/oder Wandlungsrechten 
bzw. entsprechender Options- und/oder Wand-
lungspflichten aus Schuldverschreibungen, die von 
der Gesellschaft und/oder durch von der Gesell-
schaft abhängige oder im unmittelbaren oder mit-
telbaren Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende 
Gesellschaften ausgegeben wurden oder werden, 
ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie 
es ihnen nach Ausübung ihres Options- und/oder 
Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung der Options- 
und/oder Wandlungspflicht zustünde; 

			   -	 wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen 
erfolgt, zur Gewährung von Aktien im Rahmen 
von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum 
Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder 
sonstigen Vermögensgegenständen;

			   -	 um neue Aktien bis zu einem anteiligen Betrag des 
Grundkapitals von insgesamt EUR 3.387.741,00 als 
Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer der Gesell-
schaft oder verbundener Unternehmen i.S.d. §§ 15 
ff. AktG auszugeben.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und 
die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Der 
Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung 
entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des Geneh-
migten Kapitals 2018 oder nach Ablauf der Ermächti-
gungsfrist zu ändern. 

Diese Ermächtigung ist insoweit beschränkt, als nach 
Ausübung der Ermächtigung die Summe der unter 
diesem genehmigten Kapital unter Ausschluss des Be-
zugsrechts ausgegebenen Aktien 20 Prozent des zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung bzw. 
– falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der 
Ausnutzung der Ermächtigung bestehenden Grundka-
pitals nicht übersteigen darf. Auf diese 20 Prozent-Gren-
ze sind auch eigene Aktien anzurechnen, die während 
der Laufzeit der vorstehenden Ermächtigung unter 
Bezugsrechtsausschluss veräußert werden, sowie sol-
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che Aktien, die während der Laufzeit der vorstehenden 
Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss aus einem 
etwaigen anderen genehmigten Kapital ausgegeben 
werden; ferner sind solche Aktien anzurechnen, die in-
folge einer Ausübung von Schuldverschreibungen bei-
gefügten Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. 
Options-/Wandlungspflichten auszugeben sind, soweit 
die zugehörigen Schuldverschreibungen während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Be-
zugsrechts ausgegeben werden.“

 
	 d)  	Der Vorstand wird angewiesen, die Aufhebung des beste-

henden Genehmigten Kapitals 2014 gemäß lit. a) der Be-
schlussfassung unter diesem Tagesordnungspunkt 9 und 
die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2018 mit 
entsprechender Satzungsänderung in § 4 Ziffer 2.1 der Sat-
zung gemäß lit. b) und c) mit der Maßgabe zum Handels-
register anzumelden, dass die Eintragung der Aufhebung 
des bestehenden Genehmigten Kapitals 2014 gemäß  
lit. a) des Beschlusses erst erfolgt, wenn sichergestellt ist,  
dass unmittelbar im Anschluss die Beschlussfassung über § 4 
Ziffer 2.1 der Satzung gemäß lit. c) des Beschlusses eingetra-
gen wird.

10. 	Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe 
von und zum Ausschluss des Bezugsrechts auf Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten 
und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombi-
nationen dieser Instrumente) sowie die Schaffung eines 
neuen Bedingten Kapitals 2018 und entsprechende Sat-
zungsänderung 

Zusätzlich zur Schaffung eines genehmigten Kapitals (siehe  
Tagesordnungspunkt 9.), schlagen Vorstand und Aufsichtsrat 
der Hauptversammlung die Schaffung eines bedingten Kapitals 
in angemessener Höhe vor. Bei der Höhe des bedingten Kapi-
tals beschränkt sich die Gesellschaft auf maximal 25.000.000  
Aktien oder zusammen mit den weiter bestehenden Bedingten 
Kapitalia II 2007 und II 2012 etwa 28 Prozent des Grundkapitals 
(gesetzlich zugelassen: bis zu 50 Prozent) wie nachfolgend im 
Einzelnen beschrieben. Beim etwaigen Ausschluss des Bezugs-
rechts gegen Barleistungen beschränkt sich die Gesellschaft 
auf bis zu 10 Prozent und insgesamt über alle Maßnahmen 
auf maximal 20 Prozent des Grundkapitals wie nachfolgend im 
Einzelnen beschrieben. Wie auch in der Vergangenheit, werden 
Vorstand und Aufsichtsrat vor Durchführung einer Kapital- 
maßnahme die Interessen der Anteilseigner als auch die der  
Gesellschaft sehr sorgfältig abwägen.

Die von der Hauptversammlung vom 16. Mai 2012 unter Ta-
gesordnungspunkt 7 beschlossene Ermächtigung zur Ausga-
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be von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen ist 
zum 15. Mai 2017 ausgelaufen. Eine angemessene Kapitalaus-
stattung ist eine wesentliche Grundlage für die Entwicklung 
des Unternehmens. Ein Instrument der Finanzierung sind 
Options- und Wandelschuldverschreibungen, durch die dem 
Unternehmen zunächst zinsgünstiges Fremdkapital zufließt, 
das ihm später in Form von Eigenkapital unter Umständen 
erhalten bleibt. Vorstand und Aufsichtsrat halten es vor die-
sem Hintergrund für angezeigt, eine neue Ermächtigung zu 
Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibun-
gen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen 
(oder Kombinationen dieser Instrumente) sowie ein Bedingtes 
Kapital 2018, welches der Bedienung der neuen Ermächtigung 
dient, zu schaffen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

	 a)	 Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten und/
oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombi-
nationen dieser Instrumente) und zum Ausschluss 
des Bezugsrechts auf diese Options- und/oder Wan-
delschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder 
Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen 
dieser Instrumente)

Der Vorstand wird bis zum 15. Mai 2023 ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats einmal oder mehrmals 
auf den Inhaber und/oder auf den Namen lautende Op-
tions- und/oder Wandelschuldverschreibungen, Genuss-
rechte und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder 
Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen „Schuld-
verschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 
350.000.000,00 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu be-
geben und den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldver-
schreibungen Options- bzw. Wandlungsrechte (auch mit 
Options- bzw. Wandlungspflicht oder Andienungsrechten 
der Gesellschaft) auf insgesamt bis zu 25.000.000 neue, 
auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft 
mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von bis zu 
EUR 25.000.000,00 nach näherer Maßgabe der Anleihebe-
dingungen der Schuldverschreibungen zu gewähren. Die 
Ausgabe der Schuldverschreibungen kann auch gegen Er-
bringung einer Sachleistung erfolgen. 

Die Schuldverschreibungen können in Euro oder – unter 
Begrenzung auf den entsprechenden Gegenwert – in einer 
ausländischen gesetzlichen Währung, beispielsweise eines 
OECD-Landes, begeben werden. Sie können auch durch 
von der Gesellschaft abhängige oder im unmittelbaren 
oder mittelbaren Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehen-
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de Gesellschaften (nachstehend „Konzerngesellschaften“) 
mit Sitz im In- und Ausland begeben werden. In diesem 
Falle wird der Vorstand ermächtigt, für die Gesellschaft 
die Garantie für die Schuldverschreibungen zu überneh-
men und den Inhabern solcher Schuldverschreibungen 
Options- bzw. Wandlungsrechte (auch mit Options- bzw. 
Wandlungspflicht oder Andienungsrechten der Gesell-
schaft) für auf den Namen lautende Stückaktien der Gesell-
schaft zu gewähren. 

Die Schuldverschreibungen können mit einer festen oder 
einer variablen Verzinsung ausgestattet werden. 

Die Schuldverschreibungen können in Teilschuldverschrei-
bungen eingeteilt werden.

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen 
werden jeder Teilschuldverschreibung ein oder mehrere 
Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber berechtigen, 
nach Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Opti-
onsbedingungen auf den Namen lautende Stückaktien 
der Gesellschaft zu beziehen. Im Übrigen kann vorgesehen 
werden, dass Spitzen zusammengelegt und gegebenen-
falls gegen Zuzahlung zum Bezug ganzer Aktien aufaddiert 
und/oder in Geld ausgeglichen werden. Die Optionsbe-
dingungen können auch vorsehen, dass der Optionspreis 
durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen und 
gegebenenfalls bare Zuzahlung erfüllt werden kann. Ent-
sprechendes gilt, wenn Optionsscheine einem Genuss-
recht oder einer Gewinnschuldverschreibung beigefügt 
werden. 

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen 
erhalten die Inhaber das Recht, ihre Teilschuldverschrei-
bungen nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzu-
legenden Wandelanleihebedingungen in auf den Namen 
lautende Stückaktien der Gesellschaft umzutauschen. Das 
Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division des Nenn-
betrags oder des unter dem Nennbetrag liegenden Ausga-
bebetrags einer Teilschuldverschreibung durch den festge-
setzten Wandlungspreis für eine auf den Namen lautende 
Stückaktie der Gesellschaft und kann auf eine volle Zahl 
auf- oder abgerundet werden; gegebenenfalls kann eine 
in bar zu leistende Zuzahlung festgesetzt werden. Es kann 
auch vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt 
und/oder in Geld ausgeglichen werden. Entsprechendes 
gilt für Wandelgenussrechte und Wandelgewinnschuldver-
schreibungen. 

Der anteilige Betrag des Grundkapitals der je Teilschuldver-
schreibung auszugebenden Stückaktien der Gesellschaft 
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darf den Nennbetrag der Teilschuldverschreibung nicht 
übersteigen. § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben un-
berührt. 

Die Anleihebedingungen der Schuldverschreibungen kön-
nen auch eine Options- bzw. eine Wandlungspflicht oder 
das Recht der Gesellschaft zum Ende der Laufzeit oder zu 
einem anderen Zeitpunkt (jeweils auch „Endfälligkeit“) vor-
sehen, bei Endfälligkeit der Schuldverschreibungen den 
Inhabern der Schuldverschreibungen ganz oder teilweise 
anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der 
Gesellschaft oder einer anderen börsennotierten Gesell-
schaft zu gewähren. 

Die Anleihebedingungen der Schuldverschreibungen 
können das Recht der Gesellschaft vorsehen, im Falle der 
Optionsausübung bzw. Wandlung oder Ausübung eines 
Andienungsrechts der Gesellschaft nicht neue Aktien zu 
gewähren, sondern den Gegenwert in Geld zu zahlen. Die 
Anleihebedingungen können ferner vorsehen, dass die 
Schuldverschreibungen nach Wahl der Gesellschaft statt 
in neue Aktien aus bedingtem Kapital in neue Aktien aus 
genehmigtem Kapital, in bereits existierende Aktien der 
Gesellschaft oder in Aktien einer anderen börsennotierten 
Gesellschaft gewandelt werden können bzw. ein Options-
recht oder eine Optionspflicht durch Lieferung solcher 
Aktien erfüllt werden kann oder die Andienung von Aktien 
durch die Gesellschaft mittels solcher Aktien erfolgen kann. 

Der jeweils festzusetzende Options- bzw. Wandlungspreis 
muss mit Ausnahme der Fälle, in denen eine Options- 
oder Wandlungspflicht oder ein Andienungsrecht der 
Gesellschaft vorgesehen ist, mindestens 80 Prozent des 
gewichteten Durchschnitts der Börsenkurse der Aktien 
der Gesellschaft im XETRA-Handelssystem (oder einem 
vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wert-
papierbörse während der letzten 10 Börsenhandelstage 
vor dem Tag der Beschlussfassung über die Ausgabe der 
Schuldverschreibungen durch den Vorstand oder – für den 
Fall der Einräumung eines Bezugsrechts – mindestens 80 
Prozent des gewichteten Durchschnitts der Börsenkur-
se der Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handelssystem 
(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der 
Frankfurter Wertpapierbörse im Zeitraum vom Beginn der 
Bezugsfrist bis zum dritten Tag vor der Bekanntmachung 
der endgültigen Konditionen gemäß § 186 Abs. 2 Satz 2 
AktG (einschließlich) betragen. Dies gilt auch bei einem 
variablen Umtauschverhältnis oder Wandlungspreis. Im Fall 
von Schuldverschreibungen mit einer Options- und/oder 
Wandlungspflicht oder einem Andienungsrecht der Ge-
sellschaft zur Lieferung von Aktien kann der Options- oder 
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Wandlungspreis für eine Aktie dem gewichteten durch-
schnittlichen Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft im  
XETRA-Handelssystem (oder in einem vergleichbaren  
Nachfolgesystem) der Frankfurter Wertpapierbörse wäh- 
rend der 10 Börsentage vor oder nach dem Tag der End-
fälligkeit oder einem anderen festgelegten Zeitpunkt ent-
sprechen, auch wenn dieser unterhalb des vorstehend  
genannten Mindestpreises (80 Prozent) liegt. § 9 Abs. 1  
i.V.m. § 199 Abs. 2 AktG sind zu beachten. 

Erhöht die Gesellschaft während der Options- oder Wand-
lungsfrist ihr Grundkapital oder veräußert eigene Aktien, 
jeweils unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre 
Aktionäre, oder begibt, gewährt oder garantiert unter 
Einräumung eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre wei-
tere Options- oder Wandelschuldverschreibungen oder 
Options- oder Wandlungsrechte und räumt in den vorge-
nannten Fällen den Inhabern schon bestehender Options- 
oder Wandlungsrechte hierfür kein Bezugsrecht ein, wie es 
ihnen nach Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts 
bzw. der Erfüllung ihrer Options- bzw. Wandlungspflichten 
oder nach erfolgter Andienung von Aktien als Aktionär zu-
stehen würde, oder wird durch eine Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln das Grundkapital erhöht, kann über 
die Anleihebedingungen der Schuldverschreibungen si-
chergestellt werden, dass der wirtschaftliche Wert der 
bestehenden Options- bzw. Wandlungsrechte unberührt 
bleibt, indem die Options- oder Wandlungsrechte wert-
wahrend angepasst werden, soweit die Anpassung nicht 
bereits durch Gesetz zwingend geregelt ist. Dies gilt ent-
sprechend für den Fall der Kapitalherabsetzung oder an-
derer Kapitalmaßnahmen, von Umstrukturierungen, einer 
Kontrollerlangung durch Dritte, der Zahlung einer Dividen-
de oder anderer vergleichbarer Maßnahmen, die zu einer 
Verwässerung des Werts der Options- oder Wandlungs-
rechte oder -pflichten führen. § 9 Abs. 1 AktG und § 199 
AktG bleiben unberührt. 

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu,  
d. h. die Schuldverschreibungen sind grundsätzlich den 
Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten. Die 
Schuldverschreibungen können auch von einem oder 
mehreren durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten 
oder Unternehmen i.S.v. § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der 
Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 
der Gesellschaft zum Bezug anzubieten (mittelbares Be-
zugsrecht). Werden Schuldverschreibungen von Konzern-
gesellschaften der Gesellschaft ausgegeben, stellt die Ge-
sellschaft die entsprechende Gewährung des Bezugsrechts 
für die Aktionäre der Gesellschaft sicher. 
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Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuld- 
verschreibungen auszuschließen:

		  -	 für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsver-
hältnisses ergeben;

		  -	 sofern der Vorstand nach pflichtgemäßer Prüfung zu 
der Auffassung gelangt, dass der Ausgabepreis den 
nach anerkannten finanzmathematischen Methoden 
ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldver-
schreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Diese 
Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts gilt 
jedoch nur für gegen Barleistung ausgegebene Schuld-
verschreibungen mit einem Options- oder Wandlungs-
recht (auch mit einer Options- bzw. Wandlungspflicht 
oder einem Andienungsrecht der Gesellschaft) auf Ak-
tien, auf die insgesamt ein anteiliger Betrag des Grund-
kapitals von höchstens 10 Prozent des zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert geringer 
ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermäch-
tigung bestehenden Grundkapitals entfällt. In diese 
Höchstgrenze von 10 Prozent des Grundkapitals ist der 
anteilige Betrag des Grundkapitals einzuberechnen, 
der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung in direkter oder entsprechender Anwen-
dung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder 
veräußert werden; in die vorgenannte Höchstgrenze 
sind ebenfalls Aktien einzubeziehen, die zur Bedienung 
von Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. Op-
tions- und/oder Wandlungspflichten auszugeben sind, 
die durch die Ausgabe von Schuldverschreibungen auf-
grund einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung begründet wurden; 

		  -	 soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläu-
bigern von Schuldverschreibungen mit Options- und/
oder Wandlungsrechten bzw. Options- und/oder 
Wandlungspflichten oder Andienungsrechten, die von 
der Gesellschaft oder deren Konzerngesellschaften aus-
gegeben werden, ein Bezugsrecht auf Schuldverschrei-
bungen in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 
nach Ausübung der Options- bzw. Wandlungsrechte 
bzw. nach Erfüllung von Options- bzw. Wandlungs-
pflichten oder nach erfolgter Andienung von Aktien als 
Aktionär zustehen würde;

		  -	 soweit die Schuldverschreibungen gegen Sachein-
lagen, insbesondere im Zusammenhang mit Unter-
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nehmenszusammenschlüssen oder zum Zweck des 
Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Be-
teiligungen an Unternehmen oder sonstigen Vermö-
gensgegenständen, ausgegeben werden, sofern der 
Wert der Sacheinlage in einem angemessenen Verhält-
nis zum Wert der Schuldverschreibungen steht; dabei 
ist deren nach anerkannten finanzmathematischen Me-
thoden zu ermittelnder theoretischer Marktwert maß-
geblich;

		  -	 soweit Gewinnschuldverschreibungen und/oder Ge-
nussrechte ohne Options- oder Wandlungsrechte bzw. 
Options- oder Wandlungspflichten ausgegeben wer-
den, wenn diese Gewinnschuldverschreibungen und/
oder Genussrechte obligationsähnlich ausgestattet 
sind, d. h. wenn sie keine Mitgliedschaftsrechte in der 
Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am Liqui-
dationserlös gewähren und wenn die Höhe der Verz-
insung nicht auf der Grundlage der Höhe des Jahres-
überschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende 
berechnet wird; die Verzinsung und der Ausgabebetrag 
der Gewinnschuldverschreibungen und/oder Genuss-
rechte müssen zudem den zum Zeitpunkt der Bege-
bung aktuellen Marktkonditionen entsprechen.

 
Diese Ermächtigung ist insoweit beschränkt, als die unter 
dieser Ermächtigung nach Ausübung der Options- bzw. 
Wandlungsrechte und Options- bzw. Wandlungspflichten 
unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien 
20 Prozent des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Ermächtigung bzw. – falls dieser Wert geringer ist – des 
zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung beste-
henden Grundkapitals nicht übersteigen dürfen. Auf diese 
20 Prozent-Grenze sind auch eigene Aktien anzurechnen, 
die während der Laufzeit der vorstehenden Ermächtigung 
unter Bezugsrechtsausschluss veräußert werden, sowie 
solche Aktien, die während der Laufzeit der vorstehenden 
Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss aus einem 
genehmigten Kapital ausgegeben werden; ferner sind sol-
che Aktien anzurechnen, die infolge einer Ausübung von 
Schuldverschreibungen beigefügten Options- und/oder 
Wandlungsrechten bzw. Options-/Wandlungspflichten aus- 
zugeben sind, soweit die zugehörigen Schuldverschrei-
bungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf der 
Grundlage einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts ausgegeben werden.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und 
Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere 
Zinssatz und Art der Verzinsung, Ausgabekurs, Laufzeit 
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und Stückelung, Verwässerungsschutzbestimmungen,  
Options- bzw. Wandlungszeitraum sowie den Options- und 
Wandlungspreis festzusetzen bzw. im Einvernehmen mit 
den Organen der die Schuldverschreibungen begebenden 
Konzerngesellschaften festzulegen.

	 b)	 Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2018 nebst 
entsprechender Satzungsänderungen

		
Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 
25.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 25.000.000 neu-
en, auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht 
(Bedingtes Kapital 2018). Die bedingte Kapitalerhöhung 
dient der Gewährung von auf den Namen lautenden Akti-
en bei Ausübung von Options- und/oder Wandlungsrech-
ten (oder bei Erfüllung entsprechender Options- und/oder 
Wandlungspflichten) oder bei Ausübung eines Wahlrechts 
der Gesellschaft, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung 
des fälligen Geldbetrags Stückaktien der Gesellschaft zu 
gewähren, an die Inhaber bzw. Gläubiger von Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten 
und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombina-
tionen dieser Instrumente) mit Options- und/oder Wand-
lungsrechten bzw. Options- und/oder Wandlungspflichten 
oder Andienungsrechten der Gesellschaft, die gemäß vor-
stehender Ermächtigung zu lit. a) begeben werden. Die be-
dingte Kapitalerhöhung ist nur im Falle der Begebung von 
Schuldverschreibungen, die mit Options- und/oder Wand-
lungsrechten bzw. Options- und/oder Wandlungspflichten 
ausgestattet sind, gemäß vorstehender Ermächtigung zu 
lit. a) und nur insoweit durchzuführen, wie von Options- 
bzw. Wandlungsrechten Gebrauch gemacht wird oder 
Options- bzw. Wandlungspflichten aus solchen Schuldver-
schreibungen erfüllt werden oder soweit die Gesellschaft 
ein Wahlrecht ausübt, ganz oder teilweise anstelle der Zah-
lung des fälligen Geldbetrags Stückaktien der Gesellschaft 
zu gewähren und soweit jeweils nicht ein Barausgleich ge-
währt oder eigene Aktien oder Aktien einer anderen bör-
sennotierten Gesellschaft zur Bedienung eingesetzt wer-
den. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach 
Maßgabe der vorstehenden Ermächtigung zu lit. a) jeweils 
zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. Die neu-
en Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in 
dem sie entstehen, am Gewinn teil; soweit rechtlich zuläs-
sig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend auch für 
ein bereits abgelaufenes Geschäftsjahr festlegen. Der Vor-
stand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 
Kapitalerhöhung festzusetzen. 
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§ 4 Ziffer 2.4 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

		  „2.4	 Das Grundkapital ist um bis zu EUR 25.000.000,00 
durch Ausgabe von bis zu 25.000.000 neuen, auf den 
Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Be-
dingtes Kapital 2018). Die bedingte Kapitalerhöhung 
wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber bzw. 
Gläubiger von Options- und/oder Wandelschuldver-
schreibungen, Genussrechten und/oder Gewinn-
schuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser 
Instrumente) mit Options- und/oder Wandlungsrech-
ten bzw. Options- und/oder Wandlungspflichten oder 
Andienungsrechten der Gesellschaft, die die Gesell-
schaft oder von der Gesellschaft abhängige oder im 
unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz der 
Gesellschaft stehende Gesellschaften aufgrund des 
Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung 
vom 16. Mai 2018 bis zum 15. Mai 2023 ausgegeben 
haben, von ihren Options- bzw. Wandlungsrechten 
aus diesen Schuldverschreibungen Gebrauch machen 
oder ihre Pflicht zur Optionsausübung- bzw. Wand-
lung erfüllen oder, soweit die Gesellschaft ein Wahl-
recht ausübt, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung 
des fälligen Geldbetrags Stückaktien der Gesellschaft 
zu gewähren und soweit jeweils nicht ein Barausgleich 
gewährt oder eigene Aktien oder Aktien einer anderen 
börsennotierten Gesellschaft zur Bedienung einge-
setzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt 
zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten 
Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden 
Options- bzw. Wandlungspreis. Die neuen Aktien neh-
men vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 
entstehen, am Gewinn teil; soweit rechtlich zulässig, 
kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend 
auch für ein bereits abgelaufenes Geschäftsjahr festle-
gen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchfüh-
rung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“ 

 
Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entspre-
chend der jeweiligen Ausnutzung des Bedingten Kapitals 2018 
bzw. im Falle der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe 
von Schuldverschreibungen nach Ablauf des Ermächtigungszeit-
raumes sowie im Falle der Nichtausnutzung des Bedingten Kapi-
tals 2018 nach Ablauf der Fristen für die Ausübung von Options- 
bzw. Wandlungsrechten und für die Erfüllung von Options- bzw. 
Wandlungspflichten anzupassen.
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II. Berichte des Vorstands

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 8 gemäß  
Art. 9 Abs. 1 lit. c) ii) SE-Verordnung i.V.m. § 71 Abs. 1 Nr. 8  
Satz 5, § 186 Abs. 3 Satz 4, Abs. 4 Satz 2 AktG

Die Hauptversammlung hat am 14. Mai 2014 unter Punkt 5 der 
Tagesordnung den Vorstand zum Erwerb und zur Verwendung 
eigener Aktien ermächtigt. Die Ermächtigung besteht noch bis 
zum 13. Mai 2019 und läuft damit noch vor dem für die ordent-
liche Hauptversammlung im Jahr 2019 vorgesehenen Datum ab. 
Daher soll zur Wahrung der Flexibilität bezüglich des Erwerbs und 
der Verwendung eigener Aktien unter Aufhebung der bestehen-
den Ermächtigung vom 14. Mai 2014 erneut eine Ermächtigung 
zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien nach § 78 Abs. 1 
Nr. 8 AktG mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts 
beschlossen werden.

Die Gesellschaft hält zum Zeitpunkt der Einberufung 1.122.358 ei-
gene Aktien. Im Geschäftsjahr 2017 hat die Gesellschaft über ihre 
Beteiligungsgesellschaft, die AIXTRON Inc., insgesamt 1.087.305 ei-
gene Aktien unentgeltlich nach § 71 Nr. 4 AktG aus der Auflösung 
eines im Zusammenhang mit der Akquisition der Genus, Inc. im 
Jahr 2004 gebildeten Treuhandfonds erworben. Der Treuhandfond 
diente – wie auch im Geschäftsbericht 2005 der Gesellschaft auf 
Seite 60 ausgeführt – sowohl zum Zwecke der Unterlegung eines 
Mitarbeiteroptionsprogramms der Genus, Inc. als auch zum Zwe-
cke der Bedienung von der Genus, Inc. begebener Optionsschei-
ne. Der Treuhandfond wurde im Geschäftsjahr 2017 aufgelöst, wo-
durch die Gesellschaft unentgeltlich die eigenen Aktien erwarb. 

Die Gesellschaft hält ferner 35.053 eigene Aktien, die auf Grund-
lage der von der Hauptversammlung vom 14. Mai 2014 unter  
Tagesordnungspunkt 5 beschlossenen Ermächtigung zum Erwerb 
und zur Verwendung eigener Aktien nach § 71 Nr. 8 AktG erwor-
ben wurden, um Verpflichtungen aus der Vergütungsvereinba-
rung eines ehemaligen Vorstands zu erfüllen. Insgesamt wurde 
von der Ermächtigung in Höhe von 59.647 Aktien Gebrauch ge-
macht, um Verpflichtungen aus einer Vergütungsvereinbarung 
eines ehemaligen Vorstands zu erfüllen. Es wurden im Mai 2014 
insgesamt 24.594 Aktien zu einem Kurs von 10,165 Euro gekauft, 
die im Jahr 2017 entsprechend der Verpflichtungen aus der Ver-
gütungsvereinbarung an ein ehemaliges Vorstandsmitglied über-
tragen wurden. Im Mai 2015 hat die Gesellschaft insgesamt 35.053 
Aktien zu einem Kurs von 7,132 Euro gekauft, die entsprechend 
der Verpflichtungen aus der Vergütungsvereinbarung an ein ehe-
maliges Vorstandsmitglied im Jahr 2018 übertragen werden. 

Der Beschlussvorschlag zu Punkt 8 der Tagesordnung sieht vor, 
die Gesellschaft gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zu ermächtigen, 
bis zum 15. Mai 2023 eigene Aktien der Gesellschaft im Umfang 
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von bis zu insgesamt 10 Prozent des zum Zeitpunkt der Beschluss-
fassung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt 
der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu 
erwerben. Auf die gemäß der vorgeschlagenen Ermächtigung 
erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien, 
die sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach den  
§§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 
10 Prozent des Grundkapitals entfallen. Die vorgeschlagene Er-
mächtigung kann dabei ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder 
mehrmals, in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke unmittel-
bar durch die Gesellschaft oder auch durch von der Gesellschaft 
abhängige oder im unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbe-
sitz der Gesellschaft stehende Gesellschaften oder durch von der 
Gesellschaft oder von der Gesellschaft abhängige oder in ihrem 
unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz stehende Gesell-
schaften beauftragte Dritte ausgeübt werden. Der Erwerb kann 
nach Wahl des Vorstands (1) über die Börse oder (2) mittels eines 
an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. mit-
tels einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines solchen 
Angebots erfolgen.

Erfolgt nach der vorgeschlagenen Ermächtigung der Erwerb der 
Aktien über die Börse, darf der von der Gesellschaft gezahlte Ge-
genwert je Aktie der Gesellschaft (ohne Erwerbsnebenkosten) den 
durchschnittlichen Schlusskurs einer Aktie im XETRA-Handelssys-
tem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frank-
furter Wertpapierbörse an den letzten drei Börsenhandelstagen 
vor der Verpflichtung zum Erwerb um nicht mehr als 10 Prozent 
über- und nicht mehr als 20 Prozent unterschreiten.

Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot oder eine  
öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Kaufangeboten, kann 
die Gesellschaft entweder einen Kaufpreis oder eine Kaufpreis-
spanne festlegen, zu dem/der sie bereit ist, die Aktien zu erwer-
ben. Zur Festlegung des Kaufpreises bzw. der Kaufpreisspanne 
sieht die Ermächtigung bestimmte Vorgaben vor. Der gebotene 
Kaufpreis oder die Grenzwerte der Kaufpreisspanne je Aktie der 
Gesellschaft (ohne Erwerbsnebenkosten) dürfen den Durchschnitt 
der Schlusskurse im XETRA-Handelssystem (oder einem vergleich-
baren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an 
den drei Börsenhandelstagen vor dem Tag der Veröffentlichung 
des Angebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe ei-
nes Angebots um nicht mehr als 10 Prozent über- und nicht mehr 
als 20 Prozent unterschreiten. Ergeben sich nach der Veröffentli-
chung eines Kaufangebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur 
Abgabe eines Kaufangebots erhebliche Kursabweichungen vom 
gebotenen Kaufpreis bzw. der festgelegten Kaufpreisspanne, so 
kann das Angebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe eines sol-
chen Angebots angepasst werden. In diesem Fall wird nach der 
vorgeschlagenen Ermächtigung auf den Durchschnittskurs der 
drei Börsenhandelstage vor der Veröffentlichung einer etwaigen 
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Anpassung abgestellt. Das Kaufangebot bzw. die Aufforderung 
zur Abgabe eines solchen Angebots können weitere Bedingun-
gen vorsehen. 

Bei einem öffentlichen Kaufangebot oder einer öffentlichen Auf-
forderung zur Abgabe von Kaufangeboten kann es dazu kom-
men, dass die von den Aktionären angebotene Menge an Aktien 
der Gesellschaft die von der Gesellschaft nachgefragte Menge an  
Aktien quantitativ übersteigt. In diesem Fall hat eine Zuteilung 
nach Quoten zu erfolgen, um die Abwicklung zur ermöglichen. 
Eine bevorrechtigte Annahme kleinerer Offerten oder kleinerer 
Teile von Offerten bis zu maximal 100 Stück Aktien kann vorge-
sehen werden, um den Verwaltungsaufwand bei der Abwicklung 
eines solchen öffentlichen Kaufanagebots oder öffentlichen Auf-
forderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten zu begrenzen oder 
rechnerische Bruchteile auszuschließen. Hierzu soll auch eine 
Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden 
können.

Nach der vorgeschlagenen Ermächtigung kann der Vorstand mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats, erworbene eigene Aktien der Ge-
sellschaft über die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre im 
Verhältnis ihrer Beteiligungsquoten veräußern. Darüber hinaus 
dürfen erworbene eigene Aktien der Gesellschaft zu allen wei-
teren gesetzlich zulässigen Zwecken, insbesondere auch zu den 
folgenden Zwecken verwendet werden:

Die erworbenen eigenen Aktien sollen unter Ausschluss des Be-
zugsrechts zur Erfüllung der Verpflichtungen der Gesellschaft aus 
dem in der Hauptversammlung vom 22. Mai 2007 zu Tagesord-
nungspunkt 10 beschlossenen AIXTRON-Aktienoptionsprogramm 
2007 sowie dem in der Hauptversammlung am 16. Mai 2012 zu 
Tagesordnungspunkt 8 beschlossenen Aktienoptionsprogramm 
2012 angeboten und übertragen werden können. In der Haupt-
versammlung vom 22. Mai 2007 und in der Hauptversammlung 
vom 16. Mai 2012 wurde jeweils eine bedingte Kapitalerhöhung 
beschlossen, die nur insoweit durchgeführt wird, wie die Inha-
ber der ausgegebenen Bezugsrechte aus dem in der jeweiligen 
Hauptversammlung beschlossenen Aktienoptionsprogramm 
(2007 bzw. 2012) von ihrem Bezugsrecht gemäß § 192 Abs. 2  
Nr. 3 AktG Gebrauch machen. Mit der Beschlussfassung über die 
Ermächtigung zum Erwerb sowie zur Verwendung eigener Aktien 
wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
eigene Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionä-
re zur Bedienung der Bezugsrechte aus den Aktienoptionen zu 
verwenden. Diese Möglichkeit ist ein geeignetes Mittel, einer Ver- 
wässerung des Kapitalbesitzes und des Stimmrechts der Altak-
tionäre entgegenzuwirken, wie sie in gewissem Umfang bei der 
Erfüllung der Bezugsrechte mit neu geschaffenen Aktien eintreten 
kann.
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Die erworbenen eigenen Aktien sollen auch außerhalb der Börse 
gegen Barleistung unter Ausschluss des Bezugsrechts an Dritte 
veräußert werden können. Dies liegt im Interesse der Gesellschaft, 
um schnell und flexibel reagieren und kurzfristigen Kapitalbedarf 
decken zu können. Dadurch wird der Vorstand in die Lage versetzt, 
die Chancen günstiger Börsensituationen zu nutzen und durch 
eine marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen Wieder-
verkaufspreis zu erzielen und damit eine größtmögliche Stärkung 
des Eigenkapitals zu erreichen und neue Investorenkreise zu er-
schließen. Dabei dürfen die erworbenen Aktien nur zu einem 
Preis veräußert werden, der den Börsenkurs von Aktien gleicher 
Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich 
unterschreitet. Die Ermächtigung erlaubt insoweit insbesondere 
eine schnellere und kostengünstigere Platzierung der Aktien als 
bei deren Veräußerung unter Einräumung eines Bezugsrechts an 
die Aktionäre. Die Vermögens- wie auch die Stimmrechtsinteres-
sen der Aktionäre werden hierbei entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG angemessen gewahrt. Die endgültige Festlegung des Ver-
äußerungspreises für die eigenen Aktien geschieht zeitnah vor der 
Veräußerung. Der Vorstand wird sich dabei – unter Berücksichti-
gung der aktuellen Marktgegebenheiten – bemühen, einen even-
tuellen Abschlag auf den Börsenkurs so niedrig wie möglich zu 
halten. Interessierte Aktionäre können ihre Beteiligungsquote zu 
im Wesentlichen gleichen Bedingungen durch Zukäufe im Markt 
erhalten. Diese Ermächtigung beschränkt sich darüber hinaus auf 
insgesamt höchstens 10 Prozent des im Zeitpunkt der Beschluss-
fassung der Hauptversammlung oder – falls dieser Betrag niedri-
ger ist – des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Veräußerung der 
Aktien der Gesellschaft. Auf diese Begrenzung auf 10 Prozent des 
Grundkapitals sind diejenigen Aktien anzurechnen, die während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung in direkter oder entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräu-
ßert werden, z.B. unter Ausnutzung einer Ermächtigung zur Aus-
gabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des 
Bezugsrechts. Ferner sind auf diese Begrenzung auf 10 Prozent des 
Grundkapitals diejenigen Aktien anzurechnen, die zur Bedienung 
von Schuldverschreibungen mit Options- und/oder Wandlungs-
recht bzw. Options-/Wandlungspflicht ausgegeben werden oder 
auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung in entsprechender Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts aus-
gegeben werden. 

Darüber hinaus sieht die vorgeschlagene Ermächtigung vor, die 
erworbenen Aktien auch zur Erfüllung von Verpflichtungen aus 
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrech-
ten bzw. Wandlungs- und/oder Optionspflichten zu verwenden, 
die von der Gesellschaft und/oder durch von der Gesellschaft ab-
hängige oder im unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz 
der Gesellschaft stehenden Gesellschaften ausgegeben wurden 
oder werden. Es kann zweckmäßig sein, anstelle neuer Aktien aus 
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einer Kapitalerhöhung ganz oder teilweise eigene Aktien zur Erfül-
lung der Options- und/oder Wandlungsrechte bzw. Options- und/
oder Wandlungspflichten einzusetzen, da anders als bei Ausnut-
zung bedingten Kapitals keine neuen Aktien geschaffen werden 
müssen. Bei der Entscheidung darüber, ob eigene Aktien geliefert 
werden oder das bedingte Kapital ausgenutzt wird, wird der Vor-
stand die Interessen der Gesellschaft und der Aktionäre sorgfältig 
abwägen. 

Eigene Aktien sollen auch gegen Vermögensgegenstände ein-
schließlich Forderungen gegen die Gesellschaft ausgegeben 
werden können, insbesondere im Rahmen von Unternehmenszu-
sammenschlüssen oder im Zusammenhang mit dem Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Unternehmensbeteili-
gungen. Die Gesellschaft wird dadurch in die Lage versetzt, eige-
ne Aktien als Gegenleistung – auch in Kombination mit anderen 
Formen der Gegenleistung – anzubieten und insbesondere Forde-
rungen gegen die Gesellschaft durch eigene Aktien zu begleichen. 
Unternehmenserweiterungen erfordern in der Regel rasche Ent-
scheidungen. Der Vorstand soll auf dem Markt rasch und flexibel 
auf sich bietende Gelegenheiten reagieren und Möglichkeiten zur 
Unternehmenserweiterung ausnutzen können. Der Preis, zu dem 
eigene Aktien in diesem Fall verwendet werden, hängt von den je-
weiligen Umständen des Einzelfalls und vom jeweiligen Zeitpunkt 
ab. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vor-
stand sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen 
gewahrt bleiben. In der Regel wird er sich bei der Bemessung des 
Werts der als Gegenleistung hingegebenen Aktien am Börsenkurs 
der Aktien der Gesellschaft orientieren. Eine schematische An-
knüpfung an einen Börsenkurs ist indes nicht vorgesehen, insbe-
sondere um einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch 
Schwankungen des Börsenkurses in Frage zu stellen. Konkrete Ak-
quisitionsvorhaben bestehen derzeit jedoch nicht. 

Erworbene eigene Aktien sollen auch im Zusammenhang mit  
aktienbasierten Vergütungs- bzw. Belegschaftsaktienprogrammen 
der Gesellschaft oder mit ihr verbundener Unternehmen verwen-
det werden können. Ferner sollen solche eigenen Aktien an Perso-
nen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder einem 
mit ihr verbundenen Unternehmen stehen oder standen, sowie an 
Organmitglieder von mit der Gesellschaft verbundenen Unterneh-
men ausgegeben werden dürfen. Die Ausgabe eigener Aktien an 
Mitarbeiter, in der Regel unter der Auflage einer angemessenen 
mehrjährigen Sperrfrist, liegt im Interesse der Gesellschaft und ih-
rer Aktionäre, da hierdurch die Identifikation der Mitarbeiter mit 
ihrem Unternehmen und damit die Steigerung des Unterneh-
menswertes gefördert werden können. Die Nutzung vorhandener 
eigener Aktien als aktienkurs- und wertorientierte Vergütungsbe-
standteile statt einer Kapitalerhöhung oder einer Barleistung kann 
für die Gesellschaft zudem wirtschaftlich sinnvoll sein. Bei der Be-
messung des von Mitarbeitern zu entrichtenden Kaufpreises kann 
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eine bei Mitarbeiteraktien übliche und am Unternehmenserfolg 
orientierte angemessene Vergünstigung gewährt werden. Aktien 
können den vorgenannten Personen auch im Zusammenhang  
mit entsprechenden Programmen unentgeltlich angeboten, zu-
gesagt und übertragen werden. Um die vorstehenden Ziele zu 
erreichen, ist ein Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre erfor-
derlich. 

Ferner sollen eigene Aktien dazu verwendet werden können, um 
sie an Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft als Bestandteil 
der variablen Vergütung auszugeben. Auch insoweit ist ein Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre erforderlich. Die aktuellen 
Vorstandsverträge sehen entsprechende variable Vergütungs-
bestandteile vor, die einen Anreiz für eine langfristige, auf Nach-
haltigkeit angelegte Unternehmensführung setzen. So wird, wie 
auch im Vergütungsbericht als Teil des Konzernlageberichts für 
das Geschäftsjahr 2017 dargestellt, die variable Vergütung derzeit 
zur Hälfte in bar und zur Hälfte – mit einer Wartefrist – in Aktien 
gewährt. Durch die Übertragung der Aktien erst nach Ablauf 
einer mehrjährigen Wartefrist wird ein Teil der Vergütung aufge-
schoben und somit die Bindung an die Gesellschaft erhöht, in-
dem die Vorstandsmitglieder, die während dieser Wartefrist nicht 
nur an positiven, sondern auch an negativen Entwicklungen des  
Aktienkurses teilnehmen, an einer nachhaltigen Wertsteigerung des 
Unternehmens partizipieren. Zusätzlich können die Mitglieder des 
Vorstands als variable Komponente mit langfristiger Anreizwir-
kung und Risikocharakter eine aktienbasierte Vergütung in Form 
von Optionsrechten aus den Aktienoptionsprogrammen oder von 
Aktien der Gesellschaft beziehen. Dadurch oder durch vergleich-
bare Gestaltungen kann dabei insbesondere neben dem Bonus- 
ein echter Malus-Effekt im Fall von negativen Entwicklungen 
geschaffen werden. Entsprechend seiner gesetzlichen Pflicht aus 
§ 87 AktG sorgt der Aufsichtsrat dabei dafür, dass die Gesamtver-
gütung (einschließlich der in Aktien gewährten Komponenten) in 
einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben und Leistungen 
des Vorstandsmitglieds sowie zur Lage der Gesellschaft steht und 
die übliche Vergütung nicht ohne besondere Gründe übersteigt.

Schließlich soll die Gesellschaft die Möglichkeit haben, das Be-
zugsrecht der Aktionäre bei einer Veräußerung erworbener eige-
ner Aktien durch Angebot an die Aktionäre mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats zugunsten der Inhaber bzw. Gläubiger von Schuld-
verschreibungen mit Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. 
Options- und/oder Wandlungspflichten, die von der Gesellschaft 
oder durch von der Gesellschaft abhängige oder im unmittelbaren 
oder mittelbaren Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Ge-
sellschaften ausgegeben werden, auszuschließen. Dadurch kann 
ein Bezugsrecht auf Aktien in dem Umfang gewährt werden, wie 
es den Inhabern bzw. Gläubigern nach Ausübung des Options- 
und/oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung der Options- und/
oder Wandlungspflicht zustünde. Dadurch kann verhindert wer-
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den, dass sich deren Wert verwässert bzw. andere Maßnahmen 
zum Schutz vor Wertverwässerung ergriffen werden müssen. 

Darüber hinaus wird die Gesellschaft ermächtigt, eigene Akti-
en ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen. 
Auch eine solche Ermächtigung ist üblich und entspricht dem 
Marktstandard. Sie erlaubt es der Gesellschaft, auf die jeweilige 
Kapitalmarktsituation angemessen und flexibel zu reagieren. Der 
Vorstand wird insoweit ermächtigt, die Satzung hinsichtlich der 
sich veränderten Anzahl der Stückaktien anzupassen. Die vorge-
schlagene Ermächtigung sieht entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 
AktG ferner vor, dass der Vorstand die Aktien auch ohne Kapital-
herabsetzung einziehen kann. Durch Einziehung der Aktien ohne 
Kapitalherabsetzung erhöht sich der anteilige Betrag der übrigen 
Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft. 

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von 
der Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien unter Ausschluss ei-
nes Andienungsrechts sowie zur Verwendung eigener Aktien un-
ter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen 
wird. Eine Ausnutzung dieser Möglichkeit wird nur dann erfolgen, 
wenn dies nach Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats 
im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt und 
verhältnismäßig ist. 

Der Vorstand wird in der jeweils nächsten Hauptversammlung 
über jede Ausnutzung der Ermächtigung zum Erwerb sowie zur 
Verwendung eigener Aktien berichten.

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 9 gemäß  
Art. 9 Abs. 1 lit. c) ii) SE-Verordnung, § 203 Abs. 2 Satz 2 § 186 
Abs. 4 Satz 2 AktG

Die Hauptversammlung vom 14. Mai 2014 hatte unter Punkt 6 
der Tagesordnung ein genehmigtes Kapital in Höhe von EUR 
45.883.905,00 beschlossen (Genehmigtes Kapital 2014, § 4 Ziffer 
2.1 der Satzung). Dieses Genehmigte Kapital 2014 wurde bislang 
noch nicht ausgenutzt; es besteht allerdings nur noch bis zum 13. 
Mai 2019 und läuft damit noch vor dem für die ordentliche Haupt-
versammlung im Jahr 2019 vorgesehenen Datum ab. 

Vorstand und Aufsichtsrat halten es vor diesem Hintergrund zur 
Wahrung der Flexibilität der Gesellschaft für angezeigt, das noch 
bestehende Genehmigte Kapital 2014 aufzuheben, und ein neues 
Genehmigtes Kapital 2018 in – geringfügig angepasster – Höhe 
von EUR 45.944.218,00 mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsaus-
schluss zu schaffen. Das genehmigte Kapital soll der Gesellschaft 
ermöglichen, sich den wandelnden Märkten im Interesse ihrer Aktio-
näre schnell anpassen zu können. Dafür benötigt die Gesellschaft die 
üblichen und notwendigen Instrumente der Kapitalbeschaffung. 
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Bei der Ausnutzung des genehmigten Kapitals haben die Aktio-
näre grundsätzlich ein Bezugsrecht. Anstelle einer unmittelbaren 
Ausgabe der neuen Aktien an die Aktionäre können die neuen  
Aktien auch von einem oder mehreren durch den Vorstand be-
stimmten Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen 
werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares 
Bezugsrecht); durch die Zwischenschaltung von Kreditinstituten 
wird die Abwicklung der Aktienausgabe lediglich technisch er-
leichtert. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in den nachfolgen- 
den dargestellten Fällen auszuschließen. 

Der Vorstand soll zunächst ermächtigt werden, Spitzenbeträge 
vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Diese Ermächti-
gung dient dazu, im Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Kapita-
lerhöhung ein praktikables Bezugsverhältnis darstellen zu können. 
Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich der Spitzen-
beträge würden insbesondere bei der Kapitalerhöhung um runde 
Beträge die technische Durchführung der Kapitalerhöhung und 
die Ausübung des Bezugsrechts erheblich erschwert. Die als freie 
Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen 
Aktien werden entweder durch Verkauf über die Börse oder in 
sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.
 
Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts soll sodann 
für den Fall gelten, dass der Ausgabebetrag der neuen Aktien 
den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien zum Zeit-
punkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrages durch 
den Vorstand, die möglichst zeitnah zur Platzierung der Aktien 
erfolgen soll, nicht wesentlich unterschreitet. Bei Ausnutzung der 
Ermächtigung wird der Vorstand die Abweichung vom Börsen-
preis so niedrig bemessen, wie dies nach den zum Zeitpunkt der 
Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Die 
Anzahl der unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien darf insgesamt 10 Prozent des 
Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Er-
mächtigung. Auf diese Zahl sind Aktien anzurechnen, die aufgrund 
Schuldverschreibungen mit Options- und/oder Wandlungsrecht 
bzw. Options- und/oder Wandlungspflicht ausgegeben wer-
den oder auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung in entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegeben werden; ferner sind auf diese Zahl  
Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden – z. B. aufgrund 
einer Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien gemäß §§ 71  
Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugs-
rechts. Durch diese Vorgaben wird im Einklang mit den gesetzli-
chen Regelungen dem Interesse der Aktionäre am Schutz vor  
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einer Verwässerung ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Je-
der Aktionär hat aufgrund des börsenkursnahen Ausgabebetrages 
der neuen Aktien und aufgrund der volumenmäßigen Begrenzung 
der Kapitalerhöhung unter Bezugsrechtsausschluss grundsätzlich 
die Möglichkeit, die zur Aufrechterhaltung seiner Anteilsquote er-
forderlichen Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen über die 
Börse zu erwerben. Diese Ermächtigung verfolgt das Ziel, der Ge-
sellschaft die Unternehmensfinanzierung im Wege der Eigenkapi-
talaufnahme zu erleichtern. Die Gesellschaft wird hierdurch in die 
Lage versetzt, einen entstehenden Eigenkapitalbedarf kurzfristig 
zu decken. Ein solcher Bedarf kann beispielsweise aufgrund sich 
kurzfristig bietender Marktchancen oder auch bei der Gewinnung 
neuer Aktionärsgruppen entstehen. Durch die Ermächtigung kön-
nen diese Möglichkeiten schnell und flexibel realisiert werden; 
darüber hinaus sind aufgrund der unkomplizierten Abwicklung 
höhere Erlöse aus den neu auszugebenden Aktien zu erwarten. 

Ferner soll ein Bezugsrechtsauschluss möglich sein, soweit es 
erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldver-
schreibungen mit Options- und/oder Wandlungsrecht bzw. Op-
tions- und/oder Wandlungspflicht, die von der Gesellschaft und/
oder durch von der Gesellschaft abhängige oder im unmittelbaren 
oder mittelbaren Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Ge-
sellschaften ausgegeben wurden oder werden, ein Bezugsrecht 
in dem Umfang zu gewähren, wie es Ihnen nach Ausübung Ihres 
Options- und/oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung der Op-
tions- und/oder Wandlungspflicht zustünde. Zur leichteren Plat-
zierbarkeit von Schuldverschreibungen am Kapitalmarkt enthalten 
die entsprechenden Anleihebedingungen in der Regel einen Ver-
wässerungsschutz. Eine Möglichkeit des Verwässerungsschutzes 
besteht darin, dass den Inhabern oder Gläubigern der Schuldver-
schreibungen bei Kapitalerhöhungen ein Bezugsrecht eingeräumt 
wird, wie es Aktionären zusteht, ohne dass der Options- oder 
Wandlungspreis angepasst werden muss. Sie werden damit so 
gestellt, als seien sie bereits Aktionäre. Um die Schuldverschrei-
bungen mit einem solchen Verwässerungsschutz ausstatten zu 
können, muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf die neuen Aktien 
insoweit ausgeschlossen werden. Schuldverschreibungen ohne 
Verwässerungsschutz wären für den Markt wesentlich unattrakti-
ver. Insofern dient die Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses 
bei künftigen Kapitalerhöhungen der leichteren Platzierung der 
Schuldverschreibungen und damit den Interessen der Aktionäre 
an einer optimalen Finanzstruktur der Gesellschaft. 

Des Weiteren soll die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs-
rechts für die Ausgabe neuer Aktien im Rahmen einer Kapitaler-
höhung gegen Sacheinlagen gelten, wenn die neuen Aktien 
im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum 
Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Be-
teiligungen an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegen-
ständen gewährt werden. Die Gesellschaft steht in einem intensi-
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ven Wettbewerb. Um in diesem Wettbewerb bestehen zu können, 
muss die Gesellschaft in der Lage sein, im Interesse ihrer Aktionäre 
schnell und flexibel zu handeln. Hierzu gehört insbesondere auch 
die Möglichkeit, bei sich bietender Gelegenheit kurzfristig Unter-
nehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unterneh-
men zu erwerben oder einen Unternehmenszusammenschluss 
einzugehen oder bestimmte andere Vermögensgegenstände, 
auch Forderungen gegen die Gesellschaft, erwerben zu können, 
um hierdurch die eigene Wettbewerbsposition zu verbessern. 
Durch das genehmigte Kapital und diese Ermächtigung zum Be-
zugsrechtsausschluss wird die Gesellschaft in die Lage versetzt, 
derartige Akquisitionen schnell und liquiditätsschonend durch-
führen zu können, indem sie hierdurch in die Lage versetzt wird, 
Aktien im Rahmen eines Zusammenschlusses oder als Gegenleis-
tung für das zu erwerbende Unternehmen, den zu erwerbenden 
Unternehmensteil oder die zu erwerbende Beteiligung bzw. den 
zu erwerbenden Vermögensgegenstand anzubieten. Konkrete Ak-
quisitionsvorhaben bestehen derzeit jedoch nicht.

Schließlich soll die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs-
rechts für den Fall gelten, dass neue Aktien bis zu einem anteiligen 
Betrag am Grundkapital von insgesamt EUR 3.387.741,00 als Beleg-
schaftsaktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder verbundener 
Unternehmen ausgeben werden. Damit soll es der Gesellschaft 
ermöglicht werden, auch in Zukunft ohne großen Verwaltungs-
aufwand flexible Vergütungsmodelle zu integrieren und so auf 
die Markterfordernisse erfolgreich zu reagieren. Die Kompetenzen 
der für die Gewährung der Vergütung jeweils zuständigen Organe 
bleiben in jedem Fall gewahrt. 

Diese Ermächtigung ist insoweit beschränkt, als nach Ausübung 
der Ermächtigung die Summe der unter diesem genehmigten 
Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien 
20 Prozent des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächti-
gung bzw. – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der 
Ausnutzung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht 
übersteigen darf. Auf diese 20 Prozent-Grenze sind auch eigene 
Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit der vorstehenden 
Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss veräußert werden, 
sowie solche Aktien, die während der Laufzeit der vorstehenden 
Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss aus einem anderen 
genehmigten Kapital ausgegeben werden; ferner sind solche 
Aktien anzurechnen, die infolge einer Ausübung von Schuldver-
schreibungen beigefügten Options- und/oder Wandlungsrechten 
bzw. Options-/Wandlungspflichten auszugeben sind, soweit die 
zugehörigen Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung auf der Grundlage einer Ermächtigung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts ausgegeben werden. Durch diese Vorga-
be wird der Gesamtumfang einer bezugsrechtsfreien Ausgabe von 
Aktien beschränkt und die Aktionäre daher zusätzlich gegen eine 
zu starke Verwässerung ihrer Beteiligung abgesichert.
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Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von 
der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Be-
zugsrechts Gebrauch machen wird. Eine Ausnutzung dieser Mög-
lichkeit wird nur dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung des 
Vorstands und des Aufsichtsrats im Interesse der Gesellschaft und 
damit ihrer Aktionäre liegt. Der Vorstand wird in der jeweils nächs-
ten Hauptversammlung über die Ausnutzung des Genehmigten 
Kapitals 2018 unter Ausschluss des Bezugsrechts berichten.

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 10 gemäß  
Art. 9 Abs. 1 lit. c) ii) SE-Verordnung, §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 
Abs. 4 Satz 2 AktG 

Durch Beschluss der ordentlichen Hauptversammlung vom 16. 
Mai 2012 unter Punkt 7 der Tagesordnung wurde der Vorstand 
ermächtigt, bis zum 15. Mai 2017 Options- und/oder Wandel-
schuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 
500.000.000,00 zu begeben. Diese Ermächtigung, von der kein 
Gebrauch gemacht wurde, ist zum 15. Mai 2017 ausgelaufen; das 
zu ihrer Bedienung geschaffenen Bedingtem Kapital I 2012 in 
Höhe von EUR 40.715.810,00 wurde somit funktionslos und – nach 
Anpassung der Satzungsfassung durch den Aufsichtsrat entspre-
chend seiner Ermächtigung hierzu – aus der Satzung gestrichen.

Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche Grund-
lage für die Entwicklung des Unternehmens. Ein Instrument der 
Finanzierung sind Options- und Wandelschuldverschreibungen, 
durch die dem Unternehmen zunächst zinsgünstiges Fremd-
kapital zufließt, das ihm später in Form von Eigenkapital unter 
Umständen erhalten bleibt. Daher soll eine neue Ermächtigung 
mit fünfjähriger Laufzeit zur Ausgabe von Ausgabe von Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten und/
oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser  
Instrumente) sowie ein Bedingtes Kapital 2018, welches der Bedie-
nung der neuen Ermächtigung dient, geschaffen werden. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/
oder Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Ge- 
winnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instru-
mente) (zusammen „Schuldverschreibungen“) im Gesamtnenn-
betrag von bis zu EUR 350.000.000,00 sowie zur Schaffung des 
entsprechenden Bedingten Kapitals von bis zu EUR 25.000.000,00 
soll der Gesellschaft weiterhin erweiterten Spielraum bei der Fi-
nanzierung ihrer Aktivitäten einräumen und es der Verwaltung 
insbesondere ermöglichen, schnell und flexibel auf günstige Kapi-
talmarktbedingungen zu reagieren. Nähere Maßgaben geben die 
Anleihebedingungen vor. 

Die Aktionäre haben nach den gesetzlichen Bestimmungen 
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grundsätzlich ein Bezugsrecht. Damit erhalten sie die Möglichkeit, 
ihr Kapital bei der Gesellschaft anzulegen und gleichzeitig ihre 
Beteiligungsquote zu erhalten. Um die Abwicklung zu erleichtern, 
ist die Möglichkeit vorgesehen, die Schuldverschreibungen an ein 
oder mehrere Kreditinstitute oder Unternehmen i.S.v. § 186 Abs. 
5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung auszugeben, den Aktionären 
die Schuldverschreibungen entsprechend ihrem Bezugsrecht zum 
Bezug anzubieten (sog. mittelbares Bezugsrecht). Im Einklang mit 
den gesetzlichen Bestimmungen soll der Vorstand mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats jedoch in bestimmten Fällen ermächtigt 
sein, das Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuldverschreibungen 
auszuschließen: 

Zunächst soll das Bezugsrecht bei Emissionen mit grundsätzli-
chem Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge ausgeschlos-
sen werden können. Ein solcher Bezugsrechtsausschluss ist allge-
mein üblich. Er ist auch sachlich gerechtfertigt, weil die Kosten 
eines ansonsten erforderlichen Bezugsrechtshandels bei Spitzen-
beträgen in keinem vernünftigen Verhältnis zum Vorteil für die  
Aktionäre stehen und der mögliche Verwässerungseffekt wegen 
der Beschränkung auf Spitzenbeträge ohnehin gering ist.  

Der Vorstand soll ferner ermächtigt werden, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre insoweit auszuschlie-
ßen, als sich die Ausgabe von Aktien aufgrund von Options- bzw. 
Wandlungsrechten oder Options- bzw. Wandlungspflichten oder 
Andienungen auf bis zu 10 Prozent des Grundkapitals der Gesell-
schaft beschränkt. Durch diese Möglichkeit des Ausschlusses des 
Bezugsrechts erhält die Gesellschaft die Flexibilität, günstige Ka-
pitalmarktsituationen kurzfristig wahrzunehmen und durch eine 
marktnahe Festsetzung der Konditionen bessere Bedingungen 
bei der Festlegung von Zinssatz und Ausgabepreis der Schuldver-
schreibung zu erreichen. Indem der Ausgabepreis der Schuldver-
schreibungen in diesen Fällen nicht wesentlich unter ihrem nach 
anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten rech-
nerischen Marktwert festgelegt wird, soll dem Schutzbedürfnis der 
Aktionäre hinsichtlich einer wirtschaftlichen Verwässerung ihres 
Anteilsbesitzes Rechnung getragen werden. Bei einem Ausgabe-
preis zum Marktwert sinkt der Wert des Bezugsrechts praktisch 
auf null. Der Vorstand wird bestrebt sein, einen möglichst hohen 
Ausgabepreis zu erzielen und den wirtschaftlichen Abstand zu 
dem Preis, zu dem die bisherigen Aktionäre Aktien über den Markt 
zukaufen können, möglichst niedrig zu bemessen. Aktionäre, die 
ihren Anteil am Grundkapital der Gesellschaft aufrechterhalten 
möchten, können dies durch einen Zukauf über den Markt zu 
annähernd gleichen Konditionen erreichen. Auch eine relevante 
Einbuße der Beteiligungsquote aus Sicht der Aktionäre scheidet 
aus. Die Ermächtigung ist auf die Ausgabe von Options- bzw. 
Wandlungsrechten (auch mit Options- bzw. Wandlungspflichten 
oder Andienungsrechten) auf Aktien mit einem Anteil von bis zu 
10 Prozent des Grundkapitals der Gesellschaft beschränkt. Auf 
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diese 10 Prozent-Grenze des Grundkapitals sind eine anderwei-
tige Ausgabe von Aktien oder Veräußerung von eigenen Aktien 
anzurechnen, soweit diese unter Ausschluss des Bezugsrechts 
gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der 
Laufzeit der vorgeschlagenen Ermächtigung erfolgt. Ferner sind 
Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Options- und/oder 
Wandlungsrechten bzw. Options- und/oder Wandlungspflichten 
auszugeben sind, die durch die Ausgabe von Schuldverschrei-
bungen aufgrund einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung begründet 
wurden. Diese weitergehende Beschränkung liegt im Interesse der 
Aktionäre, die bei entsprechenden Kapitalmaßnahmen ihre Betei-
ligungsquote möglichst aufrechterhalten wollen; ihr zusätzliches 
Investment kann sich in diesen Fällen auf maximal 10 Prozent ihres 
Aktienbesitzes beschränken. Der Vorstand wird sicherstellen, dass 
die Voraussetzungen des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG im Hinblick auf 
die bestehenden Ermächtigungen sowie diese neu zu schaffende 
Ermächtigung gewahrt bleiben. 

Das Bezugsrecht soll auch ausgeschlossen werden können, soweit 
es zum Verwässerungsschutz erforderlich ist, um den Inhabern 
oder Gläubigern von Schuldverschreibungen mit Options- und/
oder Wandlungsrechten bzw. Options- und/oder Wandlungs-
pflichten oder Andienungsrechten der Gesellschaft, die bei Aus-
nutzung der Ermächtigung von der Gesellschaft oder ihren Kon-
zerngesellschaften ausgegeben worden sind, ein Bezugsrecht auf 
Schuldverschreibungen zu geben, wie es ihnen nach Ausübung 
des Options- bzw. Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer Op-
tions- bzw. Wandlungspflicht oder nach erfolgter Andienung von 
Aktien als Aktionär zustehen würde. Zur leichteren Platzierbarkeit 
von Schuldverschreibungen am Kapitalmarkt enthalten die ent-
sprechenden Anleihebedingungen in der Regel einen Verwäs-
serungsschutz. Dies dient somit den Interessen der Aktionäre an 
einer optimalen Finanzstruktur der Gesellschaft. Eine Möglichkeit 
des Verwässerungsschutzes besteht darin, dass den Inhabern oder 
Gläubigern der Schuldverschreibungen bei nachfolgenden Emis-
sionen ein Bezugsrecht auf Schuldverschreibungen eingeräumt 
wird, wie es Aktionären zusteht, ohne den Wandlungs- bzw. Op-
tionspreis anpassen zu müssen. Sie werden damit so gestellt, als 
seien sie bereits Aktionäre. Um die Schuldverschreibungen mit 
einem solchen Verwässerungsschutz ausstatten zu können, muss 
das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen in-
soweit ausgeschlossen werden. 

Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann auch gegen Sach-
einlagen erfolgen, sofern dies im Interesse der Gesellschaft liegt. 
In diesem Fall ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, so-
fern der Wert der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis 
zu dem nach anerkannten finanzmathematischen Grundsätzen 
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zu ermittelnden theoretischen Marktwert der Schuldverschrei-
bungen steht. Dies eröffnet die Möglichkeit, dass die Schuldver-
schreibungen auch eingesetzt werden können, um beispielsweise 
Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unter-
nehmen oder sonstige Vermögensgegenstände, einschließlich 
Darlehens- und sonstige Verbindlichkeiten der Gesellschaft, erwer-
ben zu können. In der Praxis hat sich gezeigt, dass es in Verhand-
lungen vielfach notwendig ist, die Gegenleistung nicht in Geld, 
sondern auch oder ausschließlich in anderer Form bereitzustel-
len. Die Möglichkeit, Schuldverschreibungen als Gegenleistung 
anbieten zu können, schafft damit einen Vorteil im Wettbewerb, 
um interessante Akquisitionsobjekte sowie den notwendigen 
Spielraum, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unter-
nehmen, Unternehmensteile oder Unternehmensbeteiligungen 
oder sonstigen Vermögensgegenständen liquiditätsschonend 
ausnutzen zu können. Dies kann auch unter dem Gesichtspunkt 
einer optimalen Finanzierungsstruktur sinnvoll sein. 

Soweit schließlich Gewinnschuldverschreibungen und/oder 
Genussrechte ohne Options- bzw. Wandlungsrechte oder Op-
tions- bzw. Wandlungspflichten ausgegeben werden sollen, ist 
der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt auszuschließen, wenn diese 
Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen obligations-
ähnlich ausgestattet sind, d.h. wenn sie keine Mitgliedschaftsrech-
te in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am Liquidati-
onserlös gewähren und wenn die Höhe der Verzinsung nicht auf 
Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns 
oder der Dividende berechnet wird. Außerdem müssen die Verz-
insung und der Ausgabebetrag der Gewinnschuldverschreibun-
gen und/oder Genussrechte den zum Zeitpunkt der Begebung 
aktuellen Marktkonditionen entsprechen. Wenn diese Vorausset-
zungen erfüllt sind, folgen aus dem Ausschluss des Bezugsrechts 
keine Nachteile für die Aktionäre, weil die Genussrechte bzw. Ge-
winnschuldverschreibungen keine Mitgliedschaftsrechte begrün-
den und auch keinen Anteil am Liquidationserlös oder am Gewinn 
der Gesellschaft gewähren.

Diese Ermächtigung ist insoweit beschränkt, als die unter dieser 
Ermächtigung nach Ausübung der Options- bzw. Wandlungsrech-
te und Options- bzw. Wandlungspflichten unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegebenen Aktien 20 Prozent des zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Ermächtigung bzw. – falls dieser Wert 
geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächti-
gung bestehenden Grundkapitals nicht übersteigen dürfen. Auf 
diese 20 Prozent-Grenze sind auch solche Aktien anzurechnen, 
die während der Laufzeit der vorstehenden Ermächtigung unter 
Bezugsrechtsausschluss aus einem genehmigten Kapital ausgege-
ben werden; ferner sind solche Aktien anzurechnen, die infolge ei-
ner Ausübung von Schuldverschreibungen beigefügten Options- 
und/oder Wandlungsrechten bzw. Options-/Wandlungspflichten 
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auszugeben sind, soweit die zugehörigen Schuldverschreibungen 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf der Grundlage ei-
ner anderen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
ausgegeben werden. Durch diese Anrechnung wird eine mögli-
che Stimmrechtsverwässerung der vom Bezugsrecht ausgeschlos-
senen Aktionäre begrenzt.

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von 
der Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats Gebrauch machen wird. Er wird dies nur dann tun, 
wenn es nach Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats 
im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt. Der 
Vorstand wird über die Ausnutzung der Ermächtigung jeweils der 
nächsten Hauptversammlung berichten.

III. Weitere Angaben und Hinweise
 
1. 	 Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 

	 Im Zeitpunkt der Einberufung dieser Hauptversammlung hat 
die AIXTRON SE insgesamt 112.924.730 Aktien ausgegeben, 
die 112.924.730 Stimmen gewähren. Jede Stückaktie gewährt 
eine Stimme. Die Gesellschaft hält jedoch im Zeitpunkt der Ein-
berufung 1.122.358 Stück eigene Aktien, sodass die Zahl der 
stimmberechtigten Aktien 111.802.372 Stück beträgt.

2. 	 Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptver-
sammlung und die Ausübung des Stimmrechts  

	 Zur Teilnahme an der Hauptversammlung – in Person oder 
durch Bevollmächtigte – und zur Ausübung des Stimmrechts 
sind nach § 20 der Satzung unserer Gesellschaft diejenigen 
Aktionäre berechtigt, die am Tag der Hauptversammlung im 
Aktienregister eingetragen sind und sich entweder mit dem im 
Anmeldebogen enthaltenen Formular oder elektronisch unter 
Nutzung des passwortgeschützten Internetservice gemäß des 
von der Gesellschaft festgelegten Verfahrens unter der Inter-
netadresse www.aixtron.com/hv oder über die Aktionärs-App 
„BetterSmart“ gemäß des von der Gesellschaft festgelegten 
Verfahrens oder in Textform in deutscher oder englischer Spra-
che unter der nachfolgend genannten Anmeldeadresse bei 
der Gesellschaft angemeldet haben: 

 
AIXTRON SE 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Telefax: +49 (89) 889 690 633 
E-Mail: aixtron@better-orange.de 
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Die Aktionärs-App kann kostenfrei über die gängigen App- 
Marktplätze („App Store“/“Play Store“) heruntergeladen werden. 

Der Anmeldebogen sowie die individuellen Zugangsdaten für 
die Nutzung des passwortgeschützten Internetservice auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.aixtron.com/hv bzw. 
für die Nutzung der Aktionärs-App „BetterSmart“ werden den 
Aktionären zusammen mit der Hauptversammlungseinladung 
per Post oder – sofern sie sich bereits für den E-Mail-Versand 
registriert haben – per E-Mail übersandt. Der Anmeldebo-
gen kann auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
www.aixtron.com/hv heruntergeladen und zudem unter der 
oben genannten Anmeldeadresse der AIXTRON SE postalisch, 
per Fax oder per E-Mail angefordert werden. 
 
Die Anmeldung muss spätestens bis zum Ablauf des  

 
 9. Mai 2018 (24:00 MESZ) 

 
bei der Gesellschaft eingegangen sein.  
 
Für die Ausübung des Teilnahme- und Stimmrechts ist der am 
Tag der Hauptversammlung im Aktienregister eingetragene 
Aktienbestand maßgebend. Es wird darauf hingewiesen, dass 
nach § 20 Ziffer 2 Satz 2 der Satzung Löschungen und Neu-
eintragungen im Aktienregister in den letzten sechs Tagen 
vor der Hauptversammlung und am Tag der Hauptversamm-
lung, d.h. in der Zeit vom 10. Mai 2018 bis einschließlich dem  
16. Mai 2018 nicht stattfinden. Technisch maßgeblicher Be-
standsstichtag (sog. Technical Record Date) ist daher der Ab-
lauf, d.h. 24:00 Uhr MESZ, des 9. Mai 2018. Bitte beachten Sie, 
dass die Aktien durch eine Anmeldung zur Hauptversamm-
lung nicht gesperrt oder blockiert werden. Aktionäre können 
daher auch nach erfolgter Anmeldung zur Hauptversammlung 
weiterhin frei über ihre Aktien verfügen.
 
Nach Eingang der Anmeldung werden den Aktionären bzw. 
den von ihnen benannten Bevollmächtigten von der Anmel-
destelle Eintrittskarten für die Hauptversammlung übersandt.  

3. 	 Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte 

Teilnahme- und stimmberechtigte Aktionäre, die nicht persön-
lich an der Hauptversammlung teilnehmen möchten, können 
ihr Stimmrecht durch einen Bevollmächtigten, auch ein Kredit- 
institut oder eine Aktionärsvereinigung, ausüben lassen. Die 
Erteilung der Vollmacht, der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft sowie grundsätzlich auch der Wi-
derruf der Vollmacht bedürfen der Textform. Bevollmächtigt 
ein Aktionär mehr als eine Person, kann die Gesellschaft eine 
oder mehrere von diesen zurückweisen. Weitere Informationen 
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zur Vollmachtserteilung finden sich in den Unterlagen, die den 
Aktionären übersandt werden. 
 
Der Nachweis einer erteilten Bevollmächtigung kann unter an-
derem dadurch geführt werden, dass der Bevollmächtigte am 
Tag der Hauptversammlung die Vollmacht an der Einlasskon- 
trolle vorweist, oder auch durch Übermittlung des Nachweises 
per Post, per Fax oder per E-Mail an die oben genannte Anmel-
deadresse der AIXTRON SE. 
 
Vorstehende Übermittlungswege stehen auch zur Verfügung, 
wenn die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber 
der Gesellschaft erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis über 
die Erteilung der Bevollmächtigung erübrigt sich in diesem 
Fall. Auch der Widerruf einer bereits erteilten Vollmacht kann 
auf den vorgenannten Übermittlungswegen unmittelbar ge-
genüber der Gesellschaft erklärt werden. Ein solcher Widerruf 
erfolgt zudem formfrei durch persönliches Erscheinen auf der 
Hauptversammlung.  

Aktionäre, die einen Vertreter bevollmächtigen möchten, wer-
den gebeten, zur Erteilung der Vollmacht die Formulare zu ver-
wenden, welche die Gesellschaft hierfür bereithält.  
 
Die Formulare zur Erteilung einer Vollmacht werden dem Ein-
ladungsschreiben beigefügt und können auch auf der Inter-
netseite der Gesellschaft unter www.aixtron.com/hv herunter- 
geladen sowie unter der oben genannten Anmeldeadresse 
postalisch, per Fax oder per E-Mail angefordert werden. 
 
Bei der Bevollmächtigung eines Kreditinstituts oder einer von  
§ 135 Abs. 8 AktG erfassten Aktionärsvereinigung oder Person 
oder eines nach § 135 Abs. 10 i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG gleich-
gestellten Instituts oder Unternehmens sowie für den Widerruf 
und den Nachweis einer solchen Bevollmächtigung können 
Besonderheiten gelten; die Aktionäre werden gebeten, sich in 
einem solchen Fall mit dem zu Bevollmächtigenden rechtzeitig 
wegen einer von ihm möglicherweise geforderten Form der 
Vollmacht abzustimmen. Ein Kreditinstitut darf das Stimmrecht 
für Namensaktien, die ihm nicht gehören, als deren Inhaber es 
aber im Aktienregister eingetragen ist, nur auf Grund einer Er-
mächtigung ausüben. 

4. Verfahren für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsver- 
	 treter 

Die Gesellschaft bietet teilnahme- und stimmberechtigten Ak-
tionären an, von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertre-
ter bereits vor der Hauptversammlung zu bevollmächtigen. Die 
von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter üben 
das Stimmrecht im Fall ihrer Bevollmächtigung weisungsge-
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bunden aus. Ohne Weisungen des Aktionärs sind die von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter nicht zur Stimm-
rechtsausübung befugt. Die Vollmacht und Weisungen an die 
von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter sind 
entweder elektronisch unter Nutzung des passwortgeschütz-
ten Internetservice gemäß des von der Gesellschaft festgeleg-
ten Verfahrens unter der Internetadresse www.aixtron.com/hv 
bzw. über die Aktionärs-App „BetterSmart“ gemäß des von der 
Gesellschaft festgelegten Verfahrens oder in Textform zu ertei-
len.  
 
Die Zugangsdaten für die Nutzung des passwortgeschütz-
ten Internetservice bzw. für die Nutzung der Aktionärs-App  
„BetterSmart“ und das Formular zur Vollmachts- und Weisungs- 
erteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-
vertreter werden dem Einladungsschreiben beigefügt. Das 
Formular kann zudem unter der oben genannten Anmelde- 
adresse der AIXTRON SE postalisch, per Fax oder per E-Mail 
angefordert werden. Ferner steht ein neutrales Formular zu-
sammen mit weiteren Informationen zur Vollmachts- und Wei-
sungserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
www.aixtron.com/hv zum Herunterladen bereit.  
 
Aktionäre, die die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter bevollmächtigen möchten, werden gebe-
ten, die Vollmachten nebst Weisungen spätestens bis zum  
15. Mai 2018, 18:00 Uhr MESZ (Eingang bei der Gesellschaft), 
postalisch, per Fax oder per E-Mail an die oben genannte An-
meldeadresse der AIXTRON SE zu übermitteln. Gleiches gilt 
für die Änderung und den Widerruf erteilter Vollmacht und 
Weisungen. Der passwortgeschützte Internetservice unter der 
Internetadresse www.aixtron.com/hv bzw. die Aktionärs-App 
„BetterSmart“ gemäß dem von der Gesellschaft festgelegten 
Verfahren steht Aktionären zur Vollmachts- und Weisungsertei-
lung ebenfalls zur Verfügung. Änderungen und der Widerruf 
von bereits erteilten Vollmachten nebst Weisungen über den 
passwortgeschützten Internetservice bzw. die Aktionärs-App 
„BetterSmart“ sind bis zum 15.  Mai 2018, 18:00 Uhr MESZ, 
möglich. Die persönliche Teilnahme an der Hauptversamm-
lung gilt automatisch als Widerruf der zuvor an die von der Ge-
sellschaft benannten Stimmrechtsvertreter erteilten Vollmacht 
und Weisungen. 

5. 	 Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl  

Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind, können ihre 
Stimme durch Briefwahl abgeben, ohne an der Hauptver-
sammlung teilzunehmen. Zur Ausübung des Stimmrechts im 
Wege der Briefwahl sind nur diejenigen eingetragenen Aktio-
näre berechtigt, die rechtzeitig bis zum Ablauf des 9. Mai 2018 
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(24:00 MESZ, Eingang bei der Gesellschaft) angemeldet sind.  
 
Die Stimmabgabe im Wege der Briefwahl erfolgt dann entwe-
der schriftlich oder elektronisch unter der oben genannten An-
meldeadresse der AIXTRON SE oder unter Nutzung des pass-
wortgeschützten Internetservice unter der Internetadresse 
www.aixtron.com/hv bzw. durch Nutzung die Aktionärs-App 
„BetterSmart“ gemäß des von der Gesellschaft festgelegten 
Verfahrens und muss spätestens bis zum  

 
15. Mai 2018, 18:00 Uhr MESZ

 
bei der Gesellschaft eingegangen sein.  
 
Ein Formular zur Stimmabgabe im Wege der Briefwahl wird 
dem Einladungsschreiben beigefügt und kann auch auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.aixtron.com/hv her-
untergeladen werden. Es kann zudem unter der oben genann-
ten Anmeldeadresse der AIXTRON SE postalisch, per Fax oder 
per E-Mail angefordert werden. Auf dem Formular und unter 
der Internetadresse www.aixtron.com/hv bzw. in der Aktio-
närs-App „BetterSmart“ finden Aktionäre weitere Hinweise zur 
Briefwahl. 
 
Auch bevollmächtigte Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen 
oder andere ihnen nach § 135 Abs. 8 und 10 AktG gleichge-
stellte Personen und Institutionen können sich der Briefwahl 
bedienen.  
 
Für die Ausübung des Stimmrechts im Wege der Briefwahl ist 
ebenfalls der am Tag der Hauptversammlung im Aktienregister 
eingetragene Aktienbestand maßgebend.  
 
Abgegebene Briefwahlstimmen können bis zum 15. Mai 2018, 
18:00 Uhr MESZ (Eingang bei der Gesellschaft), schriftlich 
oder elektronisch unter der oben genannten Anmeldeadresse 
der 
AIXTRON SE oder unter Nutzung des passwortgeschützten  
Internetservice unter der Internetadresse www.aixtron.com/hv 
bzw. über die Aktionärs-App „BetterSmart“ gemäß des von der 
Gesellschaft festgelegten Verfahrens geändert oder widerrufen 
werden. Die persönliche Teilnahme an der Hauptversamm- 
lung gilt automatisch als Widerruf der zuvor erfolgten Stim-
mabgabe per Briefwahl. 
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6. 	 Rechte der Aktionäre nach Art. 56 SE-Verordnung, § 50 
Abs. 2 SE Ausführungsgesetz, § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1,  
§ 127, § 131 Abs. 1 AktG  

	 Verlangen auf Tagesordnungsergänzung nach Art. 56 SE-Ver- 
ordnung, § 50 Abs. 2 SE Ausführungsgesetz, § 122 Abs. 2 AktG  

	 Aktionäre, deren Anteile zusammen 5 Prozent des Grundkapi-
tals oder einen anteiligen Betrag am Grundkapital von 500.000 
Euro (dies entspricht 500.000 Stückaktien) erreichen, können 
verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt 
und bekannt gemacht werden. Das Verlangen ist schriftlich an 
den Vorstand zu richten und muss der Gesellschaft spätestens 
bis zum Ablauf des 15. April 2018 (24:00 MESZ) zugehen. 
Jedem neuen Gegenstand der Tagesordnung muss eine Be-
gründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Bitte richten 
Sie entsprechende Verlangen an die folgende Adresse: 

 
AIXTRON SE 
Vorstand 
Dornkaulstraße 2 
52134 Herzogenrath 

 
Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden 
unverzüglich nach Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger 
veröffentlicht und gemäß § 121 Abs. 4a AktG solchen Medien 
zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegan-
gen werden kann, dass sie die Information in der gesamten 
Europäischen Union verbreiten. Sie werden den Aktionären au-
ßerdem über die Internetadresse der Gesellschaft unter www.
aixtron.com/hv zugänglich gemacht. Die geänderte Tagesord-
nung wird ferner gemäß § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG mitgeteilt.  

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß 
§§ 126 Abs. 1, 127 AktG 

Jeder Aktionär ist berechtigt, Gegenanträge zu den Beschluss-
vorschlägen zu den Punkten der Tagesordnung zu stellen. Sol-
len die Gegenanträge bereits im Vorfeld der Hauptversamm-
lung zugänglich gemacht werden, sind sie gemäß § 126 Abs. 1 
AktG spätestens bis zum Ablauf des 1. Mai 2018 (24:00 MESZ) 
an die nachstehende Adresse zu übersenden. Anderweitig ad-
ressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht be-
rücksichtigt. 

 
AIXTRON SE 
Investor Relations  
Dornkaulstraße 2 
52134 Herzogenrath 
Telefax: +49 (2407) 9030-445 
E-Mail: AIXTRON-HV@aixtron.com 
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Vorbehaltlich § 126 Abs. 2 und 3 AktG werden zugänglich zu 
machende Gegenanträge von Aktionären einschließlich des 
Namens des Aktionärs, einer etwaigen Begründung und einer 
etwaigen Stellungnahme der Verwaltung unverzüglich auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.aixtron.com/hv ver-
öffentlicht.  
 
Für den Wahlvorschlag eines Aktionärs gemäß § 127 AktG gel-
ten die vorstehenden Ausführungen einschließlich der Frist für 
die Zugänglichmachung des Wahlvorschlags (Zugang spätes-
tens bis zum Ablauf des 1.  Mai 2018, 24:00 MESZ) sinnge-
mäß; der Wahlvorschlag muss nicht begründet werden. Der 
Vorstand der AIXTRON SE braucht den Wahlvorschlag nach  
§ 127 Satz 3 AktG auch dann nicht zugänglich zu machen, 
wenn der Vorschlag nicht den Namen, den ausgeübten Beruf 
und den Wohnort der vorgeschlagenen Person enthält. 

Auskunftsrecht der Aktionäre nach § 131 Abs. 1 AktG  

In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär und Aktio-
närsvertreter vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten 
der Gesellschaft verlangen, soweit die Auskunft zur sachgemä-
ßen Beurteilung der Tagesordnung erforderlich ist (vgl. § 131 
Abs. 1 AktG). Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die 
rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft 
zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des 
Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen 
Unternehmen. Von der Beantwortung einzelner Fragen kann 
der Vorstand aus den in § 131 Abs. 3 AktG genannten Grün-
den absehen. Nach der Satzung ist der Versammlungsleiter 
ermächtigt, das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich 
angemessen zu beschränken. 

7. 	 Weitergehende Erläuterungen / Hinweis auf die Internet-
seite der Gesellschaft  

	 Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre 
nach Art. 56 SE-Verordnung, § 50 Abs. 2 SE-Ausführungsge- 
setz, § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127, § 131 Abs. 1 AktG fin- 
den sich auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.aixtron.com/hv. Auch die nach § 124a AktG zugänglich 
zu machenden Unterlagen und Informationen zur Hauptver-
sammlung finden sich auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter www.aixtron.com/hv. Die Abstimmungsergebnisse wer-
den nach der Hauptversammlung unter der gleichen Internet-
adresse veröffentlicht. 

 
Herzogenrath, im März 2018 
 
AIXTRON SE 
Der Vorstand 
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Anreise mit öffentlichen Verkehrsmitteln
Den Quellenhof Aachen erreichen Sie vom Hauptbahnhof aus mit 
den Linien 3A und 13A Richtung Ponttor. Die 5. Haltestelle heißt 
Eurogress.

Anreise mit dem Auto
Aachen erreichen Sie über die folgenden Autobahnen

Aus Köln - Düsseldorf - Lüttich:
Autobahn A4 (E40), am Aachener Kreuz weiter auf die A 544, 
Ausfahrt Europaplatz (Autobahnende), Fahrtrichtung Zentrum

Aus den Niederlanden:
Autobahn A4 (E40), Ausfahrt Aachen Zentrum, 
rechts Richtung Zentrum
In Aachen folgen Sie der Beschilderung Eurogress – Kurpark

Der Quellenhof hat folgende GPS Koordinaten: 
50.781508°N, 6.090961°E

Parken
Parkhaus Eurogress
Monheimsallee 44
52062 Aachen

Das Parkhaus Eurogress ist ausgeschildert und kann über die 
Monheimsallee angefahren werden. 

Das Parkhaus hat folgende GPS Koordinaten: 
50.780654°N, 6.09267°E



AIXTRON SE
DORNKAULSTRASSE 2
52134 HERZOGENRATH
WWW.AIXTRON.DE


